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Vorwort  
 
Das Geschäftsjahr 2017 war für den Bereich der Jugendhilfe erneut geprägt durch eine Vielzahl von 
neuen Aufgaben und Herausforderungen, nicht zuletzt bedingt durch wachsende soziale 
Problemlagen in unserer Gesellschaft. Oftmals sind dabei gerade die Kinder die am stärksten 
Betroffenen und der Lebenslage aus ihrer Perspektive schutzlos ausgeliefert.  
 
Der Gesetzgeber hat die Jugendämter mit einer Fülle an Befugnissen zur Durchsetzung der 
Kinderrechte ausgestattet. Um die Grundrechte von Kindern und Jugendlichen zu sichern, haben die 
Jugendämter das „staatliche Wächteramt“.  
Dafür hält die Kinder- und Jugendhilfe vorrangig helfende, beratende, unterstützende und fördernde 
Angebote für junge Menschen und ihre Familien bereit. Mit einer breiten Palette von Leistungen für 
Eltern und andere Personensorgeberechtigte sowie für die jungen Menschen selbst, leistet die 
Kinder- und Jugendhilfe einen sehr wichtigen Beitrag für die Gesellschaft. 
 
Damit betroffene Kinder  und Jugendliche trotz ungünstiger Voraussetzungen gut aufwachsen 
können, bedarf es unserer aller Anstrengungen. Unerlässlich aber sind gut aufgestellte Kinder- und 
Jugendschutzbehörden. Sowohl politisch, als auch finanziell und in personeller Hinsicht müssen 
Entscheidungen und Angebote stets im Sinne der Familien getroffen werden.  
 
An dieser Stelle gilt mein besonderer Dank den Mitgliedern des Jugendhilfeausschusses, allen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Kreisjugendamtes Soest sowie allen im Kreisgebiet in Rahmen 
der Kinder- und Jugendhilfe tätigen Menschen und Institutionen. Sie tragen seit Jahren verlässlich 
zum gelingenden Aufwachsen von Kindern in öffentlicher Verantwortung bei. Für die 
Herausforderungen der nächsten Jahre wünsche ich uns allen familiengerechte Entscheidungen und 
eine nach wie vor verlässliche Zusammenarbeit. 
 
Der vorliegende Geschäftsbericht ermöglicht detaillierte Einsicht und Auskünfte über die 
Schwerpunkte des Berichtjahres 2017 und die damit verbundenen Kenn- sowie Haushaltszahlen. Er 
soll ermöglichen, sich aus einer Quelle umfassend über die vielschichtigen Tätigkeiten und Leistungen 
des Kreisjugendamtes Soest zu informieren. 
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1 Das Kreisjugendamt Soest 

1.1 Jugendhilfeausschuss 
 
Der Jugendhilfeausschuss ist einer der Ausschüsse, dessen Bildung für die Kommunen, welche 
örtlicher Träger der Jugendhilfe sind, gesetzlich vorgeschrieben ist.  
Der Jugendhilfeausschuss (JHA) ist gleichzeitig – als eine Besonderheit des Jugendhilferechts – ein 
Teil des Jugendamtes.  
Gemäß § 70 SGB VIII werden die Aufgaben des Jugendamtes durch den Jugendhilfeausschuss und 
durch die Verwaltung des Jugendamtes wahrgenommen (sogenannte zweigliedrige Behörde). 
 
Der Jugendhilfeausschuss befasst sich gemäß § 71 Abs. 2 Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) 
– Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII)  mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe, insbesondere mit der 
Erörterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer Familien, mit Anregungen und 
Vorschlägen für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe, mit der Jugendhilfeplanung und der 
Förderung der freien Träger. 
 
Die Verwaltung des Jugendamtes ist für das „laufende Geschäft“ zuständig und orientiert sich dabei 
an den Beschlüssen des Jugendhilfeausschusses, den Beschlüssen des Rates beziehungsweise 
Kreistages und den Satzungen. Der Jugendhilfeausschuss setzt sich in Nordrhein-Westfalen aus 
sogenannten stimmberechtigten Mitgliedern und beratenden Mitgliedern zusammen. 
 
Beim Kreisjugendamt Soest stellt sich die Zusammensetzung des Jugendhilfeausschusses im Jahr 
2017 wie folgt dar: 
 

15 MITGLIEDER*INNEN MIT STIMMRECHT 
 
Mitglieder*innen des Kreistages (9): 

 
Vertreter*innen der anerkannten und wirkenden Träger der Jugendhilfe (6): 

 

Mitglied Vertreter/-in 
Irmgard Soldat  Vorsitzende CDU Oliver Pöpsel 

Sabine Schäferhoff Stellv. Vorsitzende SPD Inga Schubert-Hartmann 

Karin Adamczewski Kreistagsmitglied CDU Peter Werner Hörster 

Angelika Cosmann Kreistagsmitglied CDU Bernhard Schladör 

Claudia Frerich Kreistagsmitglied SPD Friederich Henneböhl 

Ilona Kottmann-Fischer Kreistagsmitglied Bündnis 90/ 
Die Grünen 

Dagmar Hanses 

Heike Kruse Kreistagsmitglied SPD Roswitha König 

Susanne Schulte Döinghaus Kreistagsmitglied CDU Timo Zimmermann 

Martina Tägder Sachkundige Bürgerin BG Brigitte Strauch 

Mitglied Vertreter/-in 
Bettina Wiebers  Sachkundige Bürgerin Caritas Franz-Josef Vitt 

Maik Glormann Sachkundiger Bürger AWO Oxana Reimer 

Julia Hiedels Sachkundige Bürgerin Kreissportbund Bastian Weber 

Angelika Kehlbreier Sachkundige Bürgerin  Helga Pol 

Hans Meyer Sachkundiger Bürger Dt. Kinderschutzbund Gisela Hermes 

Kirsten Glasenap Sachkundige Bürgerin Sozialwerk Sauerland Britta van den Berg 

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=150478047380574064&sessionID=1243175854126428738&templateID=document&source=lawnavi&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=137494,76
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=150478639440721037&sessionID=1243175854126428738&templateID=document&source=lawnavi&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=137494,77
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=150478639440721037&sessionID=1243175854126428738&templateID=document&source=lawnavi&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=137494,77
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12 MITGLIEDER*INNEN OHNE STIMMRECHT 
 
Beratende Mitglieder*innen des Ausschusses (12): 

 
Sitzungen des Jugendhilfeausschusses in 2017: 

 

1.2 Verwaltung des Kreisjugendamtes Soest 
 
Die Verwaltung des Jugendamtes ist zuständig für die laufenden Geschäfte sowie die Ausführung der 
Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses und des Kreistages. Das nachfolgende Organigramm zeigt den 
aktuellen Stand der Aufbauorganisation. 

Mitglied Vertreter/-in 
Sabine Bömer-Hengst Beratendes Mitglied Die Linke und Die SO! Manfred Weretecki 

Monika Korn Beratendes Mitglied FDP Wilhelm Reinecke 

Dr. Rita Otten Beratendes Mitglied Vertreterin 
Gesundheitsamt 

Elke Hof 

Winfried Ebert Beratendes Mitglied Vertreter der Schulen Martina Hosbach 

Michael Haupt Beratendes Mitglied Vertreter der Polizei Burkhard Pukrop 

Gudrun Hengst Beratendes Mitglied Leitung Jugendamt Ulrich du Mont 

Eva Irrgang Beratendes Mitglied Vertreterin 
Hauptverwaltung 

Maria Schulte-
Kellinghaus 

Jutta Loke Beratendes Mitglied Vertreterin der Kirchen Engelbert Harrenkamp 

Nadine Lütticke Beratendes Mitglied Jugendamtselternbeirat Nina Kleegraf 

Detlef Möllers Beratendes Mitglied Vertreter der Agentur 
für Arbeit 

Michael 
Hammerschmidt 

Uwe Rudnick Beratendes Mitglied Vertreter der Kirchen Sven Fröhlich 

Ana Siderovska-Selle Beratendes Mitglied Vertreterin 
Integrationsrat 

 Jacqueline Alteköster 

Sitzungstag Schwerpunkte 
14.03.2017  Bedarfsplanung für die Kindertagesbetreuung  

 Qualität in Kindertageseinrichtungen  

 Neuregelung Unterhaltsvorschussgesetz 

14.06.2017  Fachberatungsstelle gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen 
(Bericht sowie weitere Finanzierung)  

 Förderung nach dem Kinder- und Jugendförderplan 2015 - 2020 zur 
Anschaffung von Gegenständen zur pädagogischen Arbeit 2017 (ehem. 
Spezielles Ehrenamt) 

 Anerkennungen als Träger der freien Jugendhilfe gem. § 75 SGB VIII 

 Gesetz zur Förderung kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion:  
Verwendung der Mittel der Inklusionspauschale des Kreisjugendamtes Soest 

 Vertragsanpassung: Erziehungsberatungsstelle des Caritasverbandes für den 
Kreis Soest e.V. 

27.11.2017  Berichte zu Maßnahmen der Jugendarbeit 

 Ausbauplanung für die Kindertagesbetreuung 

 Zukunftskonzept 2020 

 Zuschussanträge für den Haushalt 2018 

 Stellenplan des Kreises Soest 

 Beratung über den Haushaltsentwurf 2018 



7 
 

 



8 
 

1.3 Umsetzung der Ergebnisse der Organisationsuntersuchung 
 
Das Kreisjugendamt Soest hat im Jahr 2014 die Gesellschaft für Beratung sozialer Innovation und 
Informationstechnologie mbH & Co. KG (GEBIT) beauftragt die Personalbemessung in der 
Wirtschaftlichen Jugendhilfe, im Regionalen Sozialdienst und im Team Kindeswohl als auch 
hinsichtlich der  Organisationsstruktur zu überprüfen und Empfehlungen auszusprechen.   
 
Als Ergebnis empfiehlt die GEBIT eine veränderte Organisationsstruktur, um den fachlichen und 
personellen Anforderungen zu entsprechen. Die neue Struktur beinhaltet neben einem veränderten 
Zuschnitt der Sachgebiete auch die Einführung einer zweiten Leitungsebene im Bereich der Sozialen 
Dienste. Darüber hinaus sind Veränderungen in den Aufgabenzuschnitten der einzelnen neuen 
Sachgebiete vorgesehen. Die Empfehlungen wurden im JHA am 09.06.2015 beraten und 
entsprechend der verabschiedeten Teilschritte sukzessive umgesetzt.  
 
Der letzte Umsetzungsschritt ist im obigen Organigramm zu sehen.  

1.4 Auftrag des Kreisjugendamtes 
 
Gesetzliche Grundlage für die Arbeit eines Jugendamtes und die Angebote der Jugendhilfe ist das 
SGB VIII. Damit unmittelbar in Zusammenhang stehen weitere gesetzliche Vorgaben des Bundes oder 
ergänzende landesrechtliche Regelungen, wie beispielsweise das Kinder- und 
Jugendförderungsgesetz (KJFöG). 
 
Zudem werden die Leistungen auf der Grundlage anderer gesetzlicher Vorgaben erbracht (u. a. 
Unterhaltsvorschussgesetz, Bundeselterngeldgesetz). 
 
Verankert sind die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe im sozialen Sicherungssystem und es 
besteht eine kommunale Daseinsvorsorge, die auf bundesgesetzlichen Vorgaben beruht. Die 
Ausgestaltung dieser Leistungen obliegt dem Jugendamt als öffentlicher Träger der Jugendhilfe im 
Sinne der Gesamtverantwortung einschließlich der Planungsverantwortung. 

1.5 Zuständigkeit 
 
Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem SGB VIII sind die örtlichen Träger der Jugendhilfe 
nach § 69 SGB VIII verpflichtet, ein Jugendamt zu errichten. Das Kreisjugendamt  Soest ist zuständig 
für 11 Städte und Gemeinden innerhalb des Kreisgebietes Soest. Die Städte Lippstadt, Soest und 
Warstein verfügen über eigene Jugendämter. 

1.6 Bevölkerungsentwicklung 
 
Die Fläche des Kreises Soest umfasst 1.328 km2. Die Bevölkerungsdichte beträgt rund 228 
Einwohner*innen je km2. Im Vergleich dazu beträgt die durchschnittliche Bevölkerungsdichte in NRW 
rund 524 Einwohner*innen je km2 und 449 Einwohner*innen je km2 im Regierungsbezirk Arnsberg. 
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Die Entwicklung des Bevölkerungsstandes im Zuständigkeitsbereich: 

 
Für die 11 Städte und Gemeinden ergeben sich zum 31.12.2017 folgende Altersstrukturdaten: 
 

Stadt/Gemeinde Bevölkerung 
insgesamt 

Altersstruktur 
0-3 3-6 6-14 14-18 18-21 0-14 0-18 0-21 

Anröchte 10.283 260 275 840 480 402 1.375 1.855 2.257 

Bad Sassendorf 11.624 241 282 689 381 308 1.212 1.593 1.901 

Ense 12.219 269 295 866 603 491 1.430 2.033 2.524 

Erwitte 15.481 345 356 1096 656 563 1.797 2.453 3.016 

Geseke 20.534 497 533 1609 1041 981 2.639 3.680 4.661 

Lippetal 11.663 273 296 877 511 450 1.446 1.957 2.407 

Möhnesee 10.895 253 257 788 450 355 1.298 1.748 2.103 

Rüthen 9.960 235 253 734 448 342 1.222 1.670 2.012 

Welver 11.937 244 256 870 510 421 1.370 1.880 2.301 

Werl 29.797 745 773 2309 1346 1137 3.827 5.173 6.310 

Wickede(Ruhr) 11.185 261 273 775 437 373 1.309 1.746 2.119 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Grund- und Strukturdaten 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl Einwohner im Zuständigkeitsbereich 160.769 156.461 156.191 155.889 155.578 

davon: Kinder und Jugendliche unter 21 Jahren 33.446 33.256 32.768 32.221 31.611 
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2 Leistungen des Kreisjugendamtes 

2.1 Kindertagesbetreuung 
 
Der Bund, das Land Nordrhein-Westfalen (NRW) und das Kreisjugendamt Soest betreiben erhebliche 
Anstrengungen, den qualitativen und quantitativen Ausbau an Betreuungsplätzen für Kinder unter 
drei Jahren voran zu treiben.  
 
Im Zuständigkeitsbereich des Kreisjugendamtes Soest gibt es 96 Kindertageseinrichtungen in 
unterschiedlicher Trägerschaft. Fast alle Kindergärten und Kindertagesstätten bieten einen 
Betreuungsumfang von 25, 35 und auch 45 Wochenstunden an. Eine Über-Mittag-Betreuung in 35-
Wochenstundenmodellen ist in vielen Einrichtungen möglich. Das Kreisjugendamt Soest fördert und 
unterstützt die Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen sowohl finanziell als auch bei 
der qualitativen Weiterentwicklung ihres Auftrages.  
 
Das Kreisjugendamt Soest fördert ebenso die Betreuung von Kindern in Kindertagespflege. Abhängig 
vom Alter des Kindes, dem Betreuungsumfang und der Qualifikation der Tagespflegeperson wird eine 
Vergütung bezahlt. Das Kreisjugendamt Soest  überprüft zudem, ob die Tagespflegepersonen fachlich 
und persönlich geeignet sind. Die Vermittlung zu einer geeigneten Tagespflegeperson übernimmt ein 
örtliches Familienzentrum.  
 
Seit dem 01.08.2013 besteht ein Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für alle Kinder ab 
vollendetem 1. Lebensjahr. Für die drei- bis sechsjährigen Kinder ist ein Platz in einem Kindergarten 
zur Verfügung zu stellen. Der Rechtsanspruch für Kinder unter drei Jahren bezieht sich auf eine 
Betreuung in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege. Eltern haben hierbei keinen 
Rechtsanspruch auf ihre Wunscheinrichtung. Der örtliche Träger der Jugendhilfe hat den 
Rechtsanspruch dadurch zu erfüllen, dass ein Platz zur Verfügung gestellt wird. 
 
Kinder, die im Laufe des Kindergartenjahres drei Jahre alt werden und dann in eine 
Kindertageseinrichtung kommen, belegen einen Platz für drei- bis sechsjährige Kinder. Die 
angebotene Platzzahl für diese Altersgruppe in Kindertageseinrichtungen liegt daher über der 
tatsächlichen Zahl der Kinder im Alter von 3 – 6 Jahren. 
 
Für die Betreuung der Kinder unter drei Jahren hat der Jugendhilfeausschuss am 18.11.2013 auf der 
Basis der 2013 durchgeführten Elternbefragung des DJI (Deutsches Jugendinstitut) und der TU 
Dortmund eine Versorgungsquote von 37 % aller Kinder festgelegt. Diese wurde in der November 
Sitzung des Jugendhilfeausschusses 2017 auf 40 % erhöht. 
 
Zum 01.08.2014 ist das zweite Änderungsgesetz zum Kinderbildungsgesetz (KiBiz) NRW in Kraft 
getreten. Es werden seitdem Landesmittel für den Einsatz zusätzlichen Personals zur Verfügung 
gestellt. Insbesondere werden Kindertageseinrichtungen gefördert, in denen mehr Kinder mit 
besonderem Unterstützungsbedarf betreut werden (plusKITA-Einrichtungen) oder in denen hoher 
Sprachförderbedarf besteht.  
Seit dem Kindergartenjahr 2015/2016 gilt die sogenannte Planungsgarantie (§ 21 e KiBiz). Jedem 
Träger wird zur Finanzierung der Tageseinrichtungen grundsätzlich die Summe an Kindpauschalen 
(abzüglich des Trägeranteils) gezahlt, die sich aus der Ist-Belegung des Vorjahres ergibt. Der durch die 
2. Revision KiBiz eingeführte interkommunale Ausgleich für gemeindefremde Kinder ist inzwischen 
„flächendeckend“ durch die angrenzenden Jugendämter eingeführt worden. 
 
Zur Verbesserung der finanziellen Ausstattung der Kindertagesbetreuung wird für die 
Kindergartenjahre 2016-2019 die gesetzliche Steigerung der Kindpauschalen von 1,5 % auf 3 % 
erhöht. Das bedeutet für die Kindertageseinrichtungen im Bereich des Kreisjugendamtes Soest einen 
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Mehrbetrag von ca. 480.000 Euro. Der Anteil des Kreisjugendamtes Soest beträgt hierbei 240.000 
Euro. Des Weiteren zahlt das Land NRW einen Zuschlag auf die Kindpauschalen. Die Einrichtungen 
des Kreisjugendamtes Soest erhalten somit weitere 870.000 Euro. 

2.1.1 Kita-Karte 
 
Mittels einer Kita-Karte erfolgen die Anmeldungen für einen Betreuungsplatz in einer 
Kindertageseinrichtung oder in der Kindertagespflege. Durch die vereinbarte Weiterleitung der Karte 
unter den Einrichtungen sind Eltern mit der einmaligen Abgabe der Kita-Karte in einer 
Kindertageseinrichtung oder in einer Kindertagespflege entlastet. Es folgt gegebenenfalls eine 
individuelle Beratung der Familien, wenn der Wunschplatz nicht zur Verfügung gestellt werden kann. 
Die Kita-Karte bietet den Vorteil, dass es nicht zu Mehrfach-Anmeldungen kommt. Im Rahmen der 
Arbeitsgemeinschaft (AG) § 78 SGB VIII „Kindertagesbetreuung“ wurde der „Benefiz“ der Kita-Karte 
seit der Einführung im Kindergartenjahr 2014/2015 ausdrücklich bestätigt.  

2.1.2 Kindertagesbetreuung in Einrichtungen 
 
Im Zusammenhang mit der Kindertagesbetreuung in Einrichtungen nimmt das Kreisjugendamt Soest 
umfangreiche Aufgaben zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen wahr. Hierbei 
handelt es sich neben der finanziellen Förderung und Abrechnung der jeweiligen Kindergartenjahre 
sowie der Vereinnahmung der entsprechenden Elternbeiträge insbesondere um die Implementierung  
von einheitlichen und fachlich evaluierten Qualitätsstandards. Bei der Umsetzung werden die 
Kindertageseinrichtungen durch die Fachberatung Kindertagesbetreuung des Kreisjugendamtes Soest 
unterstützt. Diese ist auch für die Koordinierung und Planung von trägerübergreifenden Schulungen 
und Fortbildungen verantwortlich. 
 
Ziel: Das Betreuungsangebot für Kinder im Alter von 0-6 Jahren wird quantitativ und qualitativ so 

ausgebaut, dass allen Familien institutionelle Bildung und Betreuung zur Verfügung steht.   
 

 
 
Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Grund- und Strukturdaten: 2013 2014 2015 2016 2017 
Kinder im Alter von 0-2 Jahren 3774 3779 3815 3985 3750 

Kinder im Alter von 3-6 Jahren 3716 3686 3701 3888 4300 

Quote der betreuten U3-Kinder im  
Kreisjugendamtsbezirk in %  

30,62 31,23 30,62 31,12 36,24 

Gesetzliche Grundlagen: §§ 22-24, 90 SGB VIII 
Anteil des Kreisjugendamtes an den 

Betriebskostenzuschüssen vor Abzug 
Elternbeiträge  

2013: 16,71 Mio. Euro 

2014: 16,38 Mio. Euro 

2015: 17,09 Mio. Euro 

2016: 18,08 Mio. Euro 

2017: 18,95 Mio. Euro 
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Das Platzangebot des Kreisjugendamtes Soest ist im Jahr 2017 für 98 % aller 3 – 6 jährigen Kinder 
ausgelegt. Für das Kindergartenjahr 2017/2018 waren dies 4.154 Plätze. Für die Kinder unter drei 
Jahren wurden insgesamt 954 Plätze in Kindertageseinrichtungen pauschal finanziert. Der 
Rechtsanspruch auf Betreuung in einer Kindertageseinrichtung wurde hiermit erfüllt. Durch 
Elternbeiträge wurden 5,3 Mio. Euro vereinnahmt.  

2.1.3 Kindertagesbetreuung in Tagespflege 
 
Bei der Kindertagespflege handelt es sich um die Betreuung von Kindern bei einer 
Tagespflegeperson. Die individuelle Förderung, die familiäre Betreuungssituation und die hohe 
zeitliche Flexibilität unterscheiden im Wesentlichen die Tagespflege von einer 
Kindertageseinrichtung. Tagespflegepersonen müssen persönlich, fachlich und gesundheitlich 
geeignet sein und betreuen maximal  fünf Kinder in  dafür geeigneten Räumen. Voraussetzung für die 
Betreuung ist eine Pflegeerlaubnis des Kreisjugendamtes.  
Auch im Bereich der Kindertagespflege nimmt das Kreisjugendamt Soest die Gewährung der 
laufenden Geldleistungen und die Vereinnahmung der Elternbeiträge wahr.  
Ebenso werden auch für die Kindertagespflege entsprechende Fachberatungen eingesetzt. Diese 
gewährleisten sowohl pädagogische als auch persönliche Begleit- und Unterstützungsangebote und 
beraten die Tagespflegepersonen in rechtlichen Themenstellungen oder Angelegenheiten der 
Existenzgründung.  
 
Ziel: Das Betreuungsangebot für Kinder im Alter von 0-6 Jahren wird quantitativ und qualitativ so 

ausgebaut, dass allen Familien eine Betreuung zur Verfügung steht.   
 
Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Plätze für Kinder unter 3 Jahren  
in Kindertageseinrichtungen 

1097 973 956 954 986 

Belegte Plätze von Kindern unter 3 Jahren 
in Kindertageseinrichtungen 

879 918 898 918 972 

Anzahl der Plätze für Kinder im Alter von 3 bis 6 Jahren 
in Kindertageseinrichtungen 

4013 3911 3945 4072 4147 

Belegte Plätze von Kindern im Altern von 3 bis 6 Jahren 
in Kindertageseinrichtungen 

3903 3854 3928 4028 4084 

Gesetzliche Grundlagen: §§ 22-24, 90 SGB VIII 
Gesamtkosten für die Übernahme der  Kinder-

tagespflege vor Abzug der Elternbeiträge  
2013: 1,59 Mio. Euro 

2014: 2,30 Mio. Euro 

2015: 2,53 Mio. Euro 

2016: 3,03 Mio. Euro 

2017: 3,59 Mio. Euro 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Gesamtplätze in der Kindertagespflege 601 610 610 608 652 

Geförderte Tagespflegeverhältnisse 334 358 365 419 493 

davon: Geförderte U3-Plätze 259 262 270 322 387 
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Zur Betreuung von Kindern unter drei Jahren steht neben den Kindertageseinrichtungen auch das 
Angebot in der Kindertagespflege zur Verfügung. In 2017 waren bei 173 Tagespflegepersonen 532 
Plätze eingeplant. Diese Plätze waren durchweg belegt und wurden mit einer Bruttosumme von 
insgesamt 3,6 Mio. Euro  gefördert.  
 
Vor dem Hintergrund steigender Geburtenzahlen und vermehrter Zuzüge in den 
Zuständigkeitsbereich des Kreisjugendamtes Soest sind zur Sicherung des Rechtsanspruchs auf einen 
Betreuungsplatz mehr Plätze zur Verfügung zu stellen. Zur Realisierung hat das Land NRW ein neues 
Investitionsförderprogramm aufgestellt, welches dem Kreisjugendamt Soest ein maximales 
Fördervolumen in Höhe von 2.100.000 Euro ermöglicht. Im November 2017 hat der 
Jugendhilfeausschuss ein Ausbauprogramm beschlossen, das zunächst mit Investitionsanträgen an 
das Land NRW im Umfang von 8.800.000 Euro mündete. Weitere Bedarfe zeichnen sich bereits ab, so 
dass es dringlich erscheint, weitere Investitionsprogramme durch das Land NRW einzuräumen.  
 

2.2 Kindertageseinrichtungen 

2.2.1 HKTE Katrop 
 
In der heilpädagogischen Kindertageseinrichtung „Zwergenland“ in Soest-Katrop werden Kinder mit 
heilpädagogischem Förderbedarf im Alter von drei Jahren bis zur Einschulung gefördert und betreut. 
Das „Zwergenland“ ist dreigruppig ausgerichtet und umfassend therapeutisch ausgestattet. Es 
werden jeweils acht Kinder pro Gruppe betreut. Jede Gruppe ist mindestens mit zwei Fachkräften, 
beispielsweise Heilpädagog*innen oder Erzieher*innen, besetzt. In allen Gruppen kommen 
Praktikant*innen zum Einsatz. Ergänzt wird die Betreuung der Kinder durch verschiedene 
therapeutische Angebote, insbesondere sind zwei Fachkräfte für Sprachtherapie und Mototherapie 
eingestellt. Weitere Therapieeinheiten werden durch externes Fachpersonal ebenfalls in der 
Einrichtung geleistet. Intensive Elternarbeit durch Hausbesuche und regelmäßige Elterngespräche 
sowie gemeinsame Aktionen mit Kindern und Eltern ergänzen die heilpädagogische Arbeit.  

2.2.2 Abenteuerland 
 
Der Kindergarten Abenteuerland besteht seit 1996. Ab 01.05.2007 wechselte die Trägerschaft vom 
Deutschen Roten Kreuzes (DRK)-Kreisverband Lippstadt zum Kreis Soest. Es handelt sich um eine 
eingruppige Einrichtung, in der Kinder im Alter von 3-6 Jahren –im Einzelfall auch integrativ- betreut 
werden. Eltern können eine wöchentliche Betreuungszeit von 25, 35 oder 45 Stunden wählen. Die 
Kinder werden durch zwei Erzieher*innen und eine Integrationskraft sowie eine Jahrespraktikant*in 
gefördert und betreut.  
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2.3 Erzieherische Hilfen 
 
Die Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die ihnen obliegende 
Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 
 
Nach dem SGB VIII hat jeder junge Mensch ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf 
Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.  
Gemäß § 27 Abs. 1 SGB VIII steht allen Personensorgeberechtigten im Zuständigkeitsbereich des 
Kreisjugendamtes Soest Hilfe zur Erziehung zu, wenn ein erzieherischer Bedarf vorliegt. Hilfe zur 
Erziehung wird gemäß dem § 27 Abs. 2 SGB VIII nach Maßgabe der §§ 28-35 SGB VIII gewährt. 
 
Die Lebenswirklichkeit von Eltern, Kindern und Familien hat sich in den letzten Jahren stark 
verändert. Hierzu trägt unter anderem die Zunahme von psychischen Erkrankungen und komplexere 
Ansprüche an Erziehung (zum Beispiel vielfältige Familienformen, Mobbing, Medienkonsum, u.a.) 
bei. Gestiegen ist der Bedarf an intensiven Beratungen und das Erfordernis Hilfen zur Erziehung zu 
gewähren. Zu den am häufigsten in Anspruch genommenen Formen der Hilfen zur Erziehung zählen: 
 

 Ambulante familienunterstützende Hilfen (Erziehungsberatung, sozialpädagogische 
Familienhilfe, Erziehungsbeistände, u.a.) 

 Teilstationäre Hilfen (Tagesgruppe) 

 Stationäre Hilfen (Vollzeitpflege, Heimerziehung oder sonstige Wohnformen, u.a.)  
 
Bei jeder Hilfeform hat die Wiederherstellung der Erziehungsfähigkeit der Eltern oberste Priorität. 
Die Gewährung und fachliche Begleitung der Hilfen unterliegt einem gesetzlich vorgegebenem 
Hilfeplanverfahren.  
 
Neben Beratungen, Diagnosen und Implementierung der Hilfen zur Erziehung umfasst der 
Aufgabenbereich des Regionalen Sozialen Dienstes unter anderem auch die Beratung in Fragen der 
Partnerschaft, Trennung und Scheidung, die Unterstützung bei der Ausübung des Umgangsrechts 
sowie den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung und die Mitwirkung in familiengerichtlichen 
Verfahren und sozialräumliche Aufgaben.  

2.3.1 Kindeswohldienst  
 
Die Überprüfung des Kindeswohls durch den Kindeswohldienst (KWD) stellt eine weitere 
Kernaufgabe des Kreisjugendamtes dar. Die Wahrnehmung der Garantenpflicht im Rahmen des 
staatlichen Wächteramtes wird hier ausgefüllt und trägt zum Schutz der Kinder und Jugendlichen im 
Zuständigkeitsbereich bei. Die Aufnahme, Bewertung und Bearbeitung aller Meldungen zur 
Kindeswohlgefährdung ist Hauptaufgabe des KWD. Alle Meldungen zum Kindeswohl werden gemäß 
den Bestimmungen des Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) und der Dienstanweisung zum 
Verfahren bearbeitet, d.h. Bewertung im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte, 
Inaugenscheinnahme des Kindes in seiner persönlichen Umgebung durch zwei Fachkräfte, 
Einbeziehung der Erziehungsberechtigten, des Kindes und des Jugendlichen. Geeignete Maßnahmen 
zum Schutz der Kinder/Jugendlichen werden initiiert.  
 
Ziel: Die Rechte von Kindern und Jugendlichen im Rahmen des SGB VIII sind gesichert. Die 

Garantenstellung des Jugendamtes wird wahrgenommen. 
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Von den 232 in 2017 bearbeiteten Kindeswohlgefährdungsmeldungen waren insgesamt 309 Kinder 
und Jugendliche betroffen. Die Altersstruktur stellt sich wie folgt dar:  

 
In insgesamt 12 Fällen war es erforderlich die betroffenen Kinder und Jugendlichen in Obhut zu 
nehmen.  Des Weiteren wurden in 67 Fällen eine Hilfe zur Erziehung als notwendig erachtet. Aus 16 
Fällen resultierte in 2017 ein Familiengerichtsverfahren. 
 
Die Meldungsinhalte beziehen sich insbesondere auf die Risiken von Sucht und  
Partnerschaftsgewalt/ häusliche Gewalt.   
Das Miterleben von häuslicher Partnerschaftsgewalt schädigt Kinder in der Akutsituation wie auch in 
ihrer weiteren kognitiven, sozialen und emotionalen Entwicklung. Dabei ist es unerheblich, ob die 
Gewalt körperlich, psychisch oder sexuell ausgeübt wird. Kinder werden dabei zu Zeugen dieser 
Situationen. Häufig wird von den Erwachsenen behauptet, dass die Kinder die Gewaltausbrüche nicht 
mitbekommen würden, leider liegen die Erwachsenen an dieser Stelle falsch. Die Kinder sehen das 
„blaue Auge“, hören die Schreie und das Weinen und bemerken die veränderten Verhaltensweisen. 
Aufgrund nationaler und internationaler Forschungen ist dieses Erleben von Gewalt als potentielle 
Kindeswohlgefährdung zu werten und stärkt so das Recht des Kindes auf ein gewaltfreies 
Aufwachsen. Der Schutz vor erneuter Gewalterfahrung hat in der Intervention des Kreisjugendamtes 
Soest oberste Priorität (Vgl. Koordinierungsstelle gegen häusliche Gewalt, Ministerium der Justiz (2011): 

„Kinderschutz und Kindeswohl bei elterlicher Partnerschaftsgewalt – Eine Handlungsorientierung für 
Jugendämter“, JVA Saarbrücken, 5. Auflage).  

2.3.2 Beratung 
 
Die Fachkräfte des Regionalen Sozialdienstes (RSD) beraten kostenfrei alle Kinder und Jugendliche,  
Eltern sowie Erziehungsberechtigte, wenn es um Fragen der Erziehung und Entwicklung der jungen 
Menschen geht. Das Beratungsangebot kann auch anonym und ohne vorausgehendes 
Antragsverfahren in Anspruch genommen werden. Sprechzeiten in den 11 Kommunen sind 
obligatorisch. 
 
Die Fachkräfte des RSD beraten und begleiten Kinder, Jugendliche und Familien in Fragen der 
Erziehung, bei Entwicklungs- und Verhaltensauffälligkeiten, bei Trennung und Scheidung sowie im 
Rahmen des Umgangsrechts. 
 
Beim RSD ist auch zu erfahren, welche speziellen Beratungsdienste weiterhelfen können. 
Erziehungsberatung findet in besonderen Beratungsstellen und Einrichtungen statt. Diese zeichnen 
sich für die Ratsuchenden durch den unmittelbaren, offenen Zugang ohne eigene Kosten aus. 
Erziehungsberatungsstellen bieten uneingeschränkten Schutz der persönlichen Angelegenheiten des 
oder der Ratsuchenden und ein multidisziplinäres Team. 
 
Die gesetzlichen Ansprüche sind in den §§ 16 – 18 SGB VIII verankert. 

Gesetzliche 
Grundlagen: 

§ 8a SGB VIII, Dienstanweisung 
Kreis Soest vom 13.12.2011, 
BKiSchG 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Kindeswohlgefährdungsmeldungen 239 274 223 211 232 

Kennzahlen: 0-3 3-6 6-14 14-18 
Altersstruktur der Kindeswohlgefährdungsmeldungen 69 64 77 22 
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2.3.3 Ambulante Hilfen  
 
Die ambulanten Hilfen zur Erziehung gemäß § 27 ff.  SGB VIII sind konzipiert als sozialpädagogische 
Unterstützung für Familien, Kinder und Jugendliche, die in problematischen Lebenslagen Hilfe 
benötigen.  
Ziel der ambulanten Hilfen zur Erziehung ist die Erschließung und Aktivierung eigener Ressourcen der 
Hilfeempfänger*innen und die unterstützende Begleitung auf dem Weg zu selbständiger 
Problembewältigung.  
 
Ziel: Bedarfsgerechte ambulante erzieherische Hilfen fördern das gelingende Aufwachsen in der 

eigenen Familie. 
 
 Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Im Jahr 2017 konnten 127 ambulante Hilfen beendet werden. Dabei gab es 20 Übergänge in 
stationäre Hilfeformen. Dieses entspricht einer Quote von 16 %. 

2.3.4 Teilstationäre Hilfen (Tagesgruppe) 
 
Die Tagesgruppe als familienergänzendes Angebot ermöglicht Familien, die sich in besonders 
belasteten Lebenssituationen befinden, den grundsätzlichen Verbleib des Kindes in der Familie und 
in seinem bekannten sozialen Umfeld.  
Der junge Mensch wird individuell in seiner Persönlichkeitsentwicklung gefördert. Gleichzeitig erfolgt 
eine intensive Beratung und Unterstützung der Eltern.  
 
Ziel: Bedarfsgerechte teilstationäre erzieherische Hilfen fördern das gelingende Aufwachsen in 

der eigenen Familie und unterstützen die Tagesstruktur. 
 
Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gesetzliche 
Grundlagen: 

§§ 27, 29, 30, 31,  
41/30 ff. SGB VIII 

Fachkosten (ohne Personalaufwendungen): 
2013: 1,622 Mio. Euro 

2014: 1,667 Mio. Euro 

2015: 1,453 Mio. Euro 

2016: 1,521 Mio. Euro 

2017: 1,426 Mio. Euro 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Erziehungsbeistandschaften gemäß § 30 SGB 
VIII 

29 29 29 36 29 

Anzahl der sozialpäd. Familienhilfen gemäß § 31 SGB VIII 210 215 208 178 135 

Anzahl der ambulante Hilfen für Volljährige  
gemäß § 41/30 SGB VIII 

22 23 25 23 19 

Gesetzliche 
Grundlage: 

§§ 27,  32 SGB VIII 

Fachkosten (ohne Personalaufwendungen): 
2013: 0,607 Mio. Euro 

2014: 0,719 Mio. Euro 

2015: 0,697 Mio. Euro 

2016: 0,798 Mio. Euro 

2017:  1,042 Mio. Euro 
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2.3.5 Stationäre Hilfen 
 
Bei stationären, familienersetzenden Hilfen handelt es sich um gesetzlich festgelegte, nach 
Möglichkeit zeitlich befristete Angebote der Jugendhilfe.  
Die Hilfe sollte dann gewährt werden wenn der Verbleib des Kindes/Jugendlichen in der Familie nicht 
mehr möglich ist, da die Erziehungsverantwortlichen das Kindeswohl und eine gute Entwicklung des 
Kindes/ Jugendlichen nicht sicherstellen bzw. leisten können. 
Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen bieten Kindern und Jugendlichen kurz- oder längerfristig einen 
Lebensort außerhalb des Elternhauses. Hier wird mit pädagogischen Angeboten die Entwicklung der 
Kinder und Jugendlichen gefördert.  
Im Rahmen der Vollzeitpflege erfolgt die Betreuung und Erziehung eines jungen Menschen in einer 
Familie (Pflegeeltern, alleinstehende Pflegeperson) außerhalb seines Elternhauses.  
Bei beiden Hilfeformen wird der Kontakt zu den Eltern durch Gespräche sowie die Einbeziehung der 
Eltern in die Alltagsbezüge ihres Kindes/Jugendlichen gehalten und gefördert.  
Das Ziel ist stets die Rückkehr des jungen Menschen in das Elternhaus.  
 
Ziel: Kinder und Jugendliche erhalten erzieherische Hilfen in Pflegefamilien und  stationären 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. 
 
 
Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Insgesamt wurden 51 stationäre Unterbringungen gemäß § 34 SGB VIII in 2017 beendet. Davon 
wurden 7 Fälle als Hilfe für junge Volljährige weitergeführt. Dieses entspricht einer Quote von 14 %. 
Die durchschnittliche Laufzeit dieser Maßnahmen beträgt 13,08 Monate.  
 
 
 
 
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Kinder und Jugendlichen in Tagesgruppen 
gemäß § 32 SGB VIII 

28 31 32 37 45 

Gesetzliche 
Grundlage: 

§§ 27, 33, 34, 35, 
41/33, 41/34 SGB 
VIII 

Fachkosten (ohne Personalaufwendungen): 
2013: 11,033.Mio. Euro 

2014: 10,985 Mio. Euro 

2015: 11,085.Mio. Euro 

2016:   9,891 Mio. Euro 

2017:   9,542 Mio. Euro 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Kinder und Jugendlichen in Pflegefamilien 
 gemäß § 33 SGB VIII 

169 174 179 175 186 

Anzahl der Heimunterbringung gemäß § 34 135 128 121 99 102 

Anzahl der Heimunterbringung Volljähriger gemäß § 
41/34 

23 22 21 14 18 
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2.3.6 Sonstige Hilfen 
 
Jugendhilfe soll dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien 
zu erhalten oder zu schaffen. Sie soll junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung 
fördern und dazu beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen.  
Eltern sollen bei der Erziehung beraten und unterstützt werden und die Kinder und Jugendlichen 
gleichzeitig  vor Gefahren für ihr Wohl geschützt werden.  
 
Insbesondere der präventive und somit niedrigschwellige Zugang zu den Angeboten dieses 
Hilfesegmentes, stellt eine Abgrenzung zu den Hilfen nach §§ 27 ff. und 41 SGB VIII dar.  
Auch die landesweite Statistik von IT NRW differenziert zwischen Hilfen zur Erziehung gemäß §§ 27 
ff. SGB VIII und sonstigen Leistungen und Aufgaben.  

2.3.6.1 Inobhutnahmen 
 
Bei Inobhutnahmen des Kreisjugendamtes Soest handelt es sich um akute Interventionen zum Schutz 
des jungen Menschen. 
Sie dienen dem unmittelbaren Kindeswohl und auch zur Klärung der Krise.  
Bittet ein Kind oder Jugendlicher selber um Schutz, so ist das Jugendamt verpflichtet, dieser Bitte 
nachzukommen. Maßgeblich ist ausschließlich das subjektive Empfinden des Schutzsuchenden.  
Erfährt das Kreisjugendamt Soest von einer Kindeswohlgefährdung  und kann diese nicht im 
Zusammenwirken mit den Erziehungsberechtigen abgewendet werden, ist das Kreisjugendamt Soest 
verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen und gegebenenfalls das 
Familiengericht einzuschalten wenn die Eltern der Maßnahme widersprechen. 
In der Regel finden Kinder und Jugendliche Obhut in Bereitschaftspflegefamilien und stationären 
Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen. Während der Inobhutnahme ist 
das Aufenthaltsbestimmungsrecht vom Jugendamt auszuführen. 
 
Ziel: Das Kindeswohl ist in allen Lebenslagen des Kindes / des Jugendlichen  sichergestellt. Eine 

schnelle Rückführung in das ursprüngliche soziale Umfeld ist anzustreben. 
 
 
Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Im Bereich der Inobhutnahmen entwickeln sich Fallzahlen und Kosten nicht immer parallel. Der 
Hauptgrund ist in der Laufzeit der Inobhutnahmen begründet. So variiert jährlich die Anzahl von 
Maßnahmen mit einer Dauer bis zu 3 Tagen beziehungsweise unter 14 Tagen. Die Ausprägung dieser 
Kurzzeitfälle und die jährliche durchschnittliche Unterbringungsdauer aller Fälle beeinflussen die 
Kosten losgelöst von der Fallzahl.   
In 2017 wurde in 35 % der Fälle die Inobhutnahme von den Eltern beziehungsweise einem Elternteil 
angeregt, weitere 32 % wurden durch einen pädagogischen Dienst beziehungsweise das Jugendamt 
angeregt. Die jungen Menschen selbst regten 23 % der Inobhutnahmen an. 

Gesetzliche 
Grundlagen: 

§§ 2, 42 SGB VIII 

Fachkosten (ohne Personalaufwendungen): 
2013: 0,839 Mio. Euro 

2014: 0,735 Mio. Euro 

2015: 0,757 Mio. Euro 

2016: 0,686 Mio. Euro 

2017: 0,967 Mio. Euro 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Inobhutnahmen 104 100 112 127 156 

http://www.juraforum.de/lexikon/kinderschutz
http://www.juraforum.de/lexikon/kind
http://www.juraforum.de/lexikon/kindeswohl-gefaehrdung
http://www.juraforum.de/lexikon/aufenthaltsbestimmungsrecht
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In 63% der Fälle erfolgte anschließend eine Rückkehr zu den Sorgeberechtigten. In 9 Fällen wurde 
eine ambulante Hilfe zur Erziehung installiert, in weiteren 23 Fällen war eine stationäre 
Unterbringung notwendig. 

2.3.6.2 Mutter Kind Unterbringung  
 
Mutter-Kind-Einrichtungen nehmen einen Elternteil (in der Regel eine junge Mutter, unter 
Umständen auch einen Vater) mit einem Kind unter 6 Jahren (und gegebenenfalls Geschwister ohne 
Altersbegrenzung) auf. Eine Schwangere kann auch schon vor der Geburt des Kindes in dieser 
Wohnform betreut werden.  
Die Mutter und/ oder der Vater  werden in ihrer Persönlichkeit gestärkt, um auf Dauer alleine die 
Erziehungsverantwortung für das Kind übernehmen zu können. Der alleinerziehende Elternteil wird 
schrittweise auf ein selbstständiges und eigenverantwortliches Leben vorbereitet.   
 
 
Ziel: Die jungen Mütter und/ oder Väter werden in ihrer Erziehungskompetenz befähigt und 

bestärkt, um auf die Bedürfnisse ihrer Kinder eingehen zu können.   
Ziel ist es, ein eigenverantwortliches Leben gemeinsam mit seinen Kindern zu führen. 

 
Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

2.3.7 Eingliederungshilfen des Kreisjugendamtes 
 
Die Zahl der Menschen mit unterschiedlichen Formen von Beeinträchtigungen nimmt zu. Nicht nur 
die absolute Zahl der Menschen mit Behinderung, auch deren Anteil an der Gesamtbevölkerung 
ist in den vergangenen Jahren stark gewachsen.  
Rechtliche Rahmenbedingungen wie die UN-Behindertenrechtskonvention geben vor, die Teilhabe 
am Leben in der Gemeinschaft für Menschen mit Behinderung zu verbessern. Im Bereich der 
Jugendhilfe gilt dieses unter anderem  für § 35a SGB VIII. Hiernach besteht ein Rechtsanspruch auf 
Eingliederungshilfe, wenn die seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate von den für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht und daher die Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist. 
Eine (drohende) seelische Behinderung wird durch intensive, auch längerfristige ambulante, 
teilstationäre und/oder stationäre medizinische, insbesondere kinder- und  jugendpsychiatrische 
Behandlung begegnet.  
 
Ziel: Seelisch behinderte junge Menschen erhalten Jugendhilfeleistungen zur Wiederherstellung 

ihrer Teilhabe an der Gesellschaft. 
 
 

Gesetzliche 
Grundlagen: 

§§ 2, 19 SGB VIII 

Fachkosten (ohne Personalaufwendungen): 
2013: 0,807 Mio. Euro 

2014: 0,756 Mio. Euro 

2015: 0,950 Mio. Euro 

2016: 0,941 Mio. Euro 

2017: 0,584 Mio. Euro 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Mutter – Väter/Kind-Unterbringung gemäß  
§ 19 SGB VIII 

18 17 19 16 11 
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Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

2.3.8 Unbegleitete minderjährige ausländische Kinder und Jugendliche 
 
Unbegleitete minderjährige Ausländer*innen (UMA) fallen unter den Schutz der 
Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen. Unabhängig von Herkunft, Religion und Geschlecht 
haben sie dieselben Rechte wie andere in Deutschland lebende Kinder, Jugendliche und 
Heranwachsende.  
Die wichtigsten Schutzmaßnahmen nach deutschem Recht sind die Inobhutnahme nach §§ 42 und 
42a SGB VIII und die Bestellung eines Vormundes nach den §§ 1693, 1773 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB), da die im Ausland lebenden oder verstorbenen Eltern die elterliche Sorge nicht 
ausüben können.  
Das Kreisjugendamt Soest kümmert sich um diese Kinder und Jugendliche, die ohne ihre Eltern aus 
Krisengebieten der ganzen Welt nach Deutschland gekommen sind und bei ihrer Einreise das 18. 
Lebensjahr noch nicht erreicht haben.  
Im Jahr 2015 hat eine Flüchtlingswelle begonnen, die dazu führte, dass die Anzahl dieser jungen 
Menschen, überproportional angestiegen ist. Der deutschlandweite Trend mündete in einer 
Gesetzesänderung zum 1. November 2015, nach der sichergestellt wird, dass alle Jugendämter sich 
dieser Aufgabe gleichmäßig stellen. Es wurde eine Quotierung für die Aufnahmekapazität jedes 
Jugendamtes festgelegt. 
 
Die jungen Menschen sollen zur Ruhe kommen, ihre Fluchtgeschichte aufarbeiten und 
Entscheidungen für ihr zukünftiges Leben treffen. Es wird gemeinsam erarbeitet, ob und wie ein 
Asylantrag gestellt werden soll. Außerdem wird beachtet, welche Entwicklungsschritte zum 
Erwachsenwerden noch zu gehen sind und ob dabei noch Unterstützung benötigt wird.  
Die Jugendlichen sollen Klarheit bekommen, wie sie sich ihren zukünftigen Lebensweg vorstellen. Im 
ersten Schritt steht aber zunächst der Erwerb der deutschen Sprache im Vordergrund. Anschließend 
gehören kulturelles Lernen, Orientierung im Sozialraum und Einfinden in eine Tagesstruktur zu den 
Schwerpunkten. Dabei spielt der Besuch einer Schule eine wichtige Rolle. Sofern traumatische 
Erlebnisse zu psychischen und in der Folge gegebenenfalls physischen Beeinträchtigungen führen, 
wird den jungen Menschen professionelle Hilfe angeboten.  
 
Um der wachsende Zahl der unbegleiteten minderjährigen Ausländer*innen zu begegnen und auch 
die besonderen Fragestellungen zu bündeln, Prozesse zu erarbeiten, Know-how anzueignen und 
Netzwerke mit Ausländerbehörden, Flüchtlingsberatungsstellen etc. zu bilden, wurde im Mai 2016 
ein eigenes Sachgebiet gebildet. Hier werden alle Professionen gebündelt, die die oben 
beschriebenen Aufgaben wahrnehmen. So wurden 2,0 Stellen im Bereich der Vormundschaften 
eingerichtet, 3,0 Stellen für die Hilfeplanung und das Clearing-Verfahren nach § 42 a SGB VIII und 0,5 

Gesetzliche 
Grundlagen: 

§ 35a  SGB VIII 

Fachkosten (ohne Personalaufwendungen): 
2013: 2,193 Mio. Euro 

2014: 2,557 Mio. Euro 

2015: 3,247 Mio.  Euro 

2016: 3.350 Mio. Euro 

2017: 3,620 Mio. Euro 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der ambulanten Integrationshilfen 42 44 50 55 60 

Anzahl der Schulassistenzen an Schulen 28 44 65 85 98 

Anzahl der teilstationären Integrationshilfen 8 8 7 5 3 

Anzahl der stationären Integrationshilfen 29 27 27 28 28 
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Stellen für die Akquise und Betreuung von Gastfamilien. Die Kosten für die Verwaltung werden vom 
Land NRW mit 3.100 Euro je Fall vergütet. Die Kosten für die Unterbringung, Dolmetschereinsätze, 
medizinische Versorgung etc. werden in der Regel in voller Höhe erstattet. 
 
Ziel: Die unbegleiteten ausländischen Kinder und Jugendlichen erhalten entsprechend ihrer 

Bedarfe  Unterstützungs- beziehungswiese Jugendhilfeleistungen, um eine gelingende 
Integration zu ermöglichen.  

 
 
Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
Das Kreisjugendamt Soest hält sich bei seiner Arbeit an die Empfehlungen der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter. 
 
Zu Beginn des Jahres 2017 erhielten 117 unbegleitete minderjährige Ausländer*innen eine Hilfe nach 
dem SGB VIII. Ende 2017 waren es noch 104. Von den 104 waren am 31.12. 64 UMAs bereits 
volljährig. Die Altersspanne der Minderjährigen reichte von 12 Jahren bis 17 Jahren. 13 UMAs waren 
jünger als 16 Jahre alt, von diesen wiederum sind drei ganz allein geflohen, sie befinden sich ohne 
Angehörige oder Freunde in Deutschland.   
 
Im Lauf des Jahres 2017 wurden 34 Fälle beendet. Beendigungsgründe waren: 
 

 Familienzusammenführung 

 Weiterleitung an andere Jugendämter 

 Änderung der Zuweisung durch den LVR 

 Eigener Wunsch nach Erreichen der Volljährigkeit 

 Kein weiterer Hilfebedarf nach Erreichen der Volljährigkeit 
 
Ende 2017 absolvierten 11 der 104 UMAs eine Ausbildung beziehungsweise 3 der 104 waren bereits 
in Vollzeit berufstätig. Gewählte Ausbildungsberufe sind in den Bereichen Hotelfach, Restaurantfach, 
Bäcker*in, Anlagetechniker*in, Kfz-Mechatroniker*in, Sozialassistent*in, Elektriker*in, 
Fahrradmonteur*, Altenpflege und Friseur*in zu finden.  
 
Die übrigen der UMAs haben in 2018 gute Chancen auf mindestens einen Hauptschulabschluss nach 
Klasse 9 oder höher. Viele der UMAs absolvieren Sprachprüfungen, mittlerweile auf B1- oder B2-
Niveau. Ein ehemaliger UMA arbeitet derzeit auf das C1-Niveau hin und damit auf seine 
Studienqualifikation.  
 
Insgesamt ist erkennbar, dass die strategische Ausrichtung, bedarfsgerecht auch Hilfen nach § 41 SGB 
VIII für junge Volljährige zu gewähren, nachhaltig wirkt. Die Zahl der UMAs, die ihre begonnene 
Berufsausbildung abbrechen ist eher gering. Wenn es zu Abbrüchen kommt, gibt es durchaus auch 
Gründe, die nicht durch den UMA zu vertreten sind. 75% der Ausbildungsvergütung bzw. der Entgelte 

Gesetzliche 
Grundlagen: 

§§ 27, 33, 34, 35, 41/33, 
41/34, 42, 42a ff. SGB VIII 

Fachkosten (ohne Personalaufwendungen): 
2015: 0,377 Mio. Euro 

2016: 4,679 Mio. Euro 

2017: 4,928 Mio. Euro 

Kennzahlen: 2015 2016 2017 
Inobhutnahmen UMAs gemäß § 42a SGB VIII 96 95 77 

Anschlussmaßnahmen UMAs zum 31.12. 10 108 104 
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aus Erwerbstätigkeit werden bei stationärer Hilfe zur Refinanzierung der Kosten der Hilfe nach SGB 
VIII herangezogen.  
 
Für das kommende Schuljahresende im Sommer 2018 werden viele weitere UMAs in eine Ausbildung 
wechseln. So liegen bereits Ausbildungsverträge vor beziehungsweise sind sehr wahrscheinlich. 
Neben den bereits oben erwähnten sind Berufswünsche für die Bereiche Fliesenleger, 
Altenpflegeassistenten, Erzieher*in, Maurer*in, Gerüstbauer*in, Dachdecker*in im Gespräch. Nach 
entsprechenden Praktika haben Ausbildungsbetriebe oftmals zumindest Interesse an einer 
Übernahme in ein Ausbildungsverhältnis signalisiert. Kritisch ist, dass in einigen Berufen ein 
Führerschein erforderlich ist. Hier müssen noch Wege der Finanzierung und für das Erlangen von 
Fahrpraxis gesucht werden.  
 
Für diejenigen UMAs, die unter Traumata oder anderen psychischen Belastungen leiden, ist zunächst 
Ziel die weitere Beschulung mit der damit verbundenen Tagesstruktur und Anbindung an einen 
therapeutische Maßnahme. Nicht alle betroffenen UMAs sind für die ihnen angebotene Hilfe offen 
oder gar in der Lage sie anzunehmen. Hier sind enge Fallbegleitungen erforderlich.  
 
In vier Fällen sind für junge Volljährige gesetzliche Betreuungen eingerichtet bzw. beantragt worden, 
weil nicht sicher ist, ob sich diese jungen Menschen in Deutschland jemals ohne fachkundige 
Unterstützung orientieren können. Hier versuchen wir in andere, dauerhafte Hilfesysteme für 
Menschen mit körperlichen und/oder seelischen/geistigen Behinderungen überzuleiten, wie viele 
neue Fälle in 2017. 
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2.4 Frühe Hilfen 
 
Intention des Bundeskinderschutzgesetzes (BKischG) vom 01.01.2012 ist, u.a. den präventiven und 
intervenierenden Kinderschutz durch Konkretisierungen bestehender Gesetze und Einführung neuer 
Gesetze zu verbessern, wie beispielsweise das Gesetz zur Information und Kooperation im 
Kinderschutz (KKG).  
 
Die vier Jugendämter im Kreisgebiet Soest haben sich auf eine gemeinsame kreisgebietsweite 
Struktur zur Umsetzung des BKiSchG verständigt, um Netzwerkstrukturen bestmöglich für alle 
Betroffenen und Beteiligten nutzbar zu machen. Handlungsempfehlungen und Richtlinien sind dazu 
erarbeitet, abgestimmt und politisch verabschiedet. 

2.4.1 Schwangerschaftskonfliktberatung 
 
Die Information und Beratung schwangerer Frauen und ihnen nahestehender Personen über 
gesundheitliche, psychische, soziale und wirtschaftliche Aspekte von Schwangerschaft und Geburt ist 
der Hauptbestandteil der Schwangerschaftskonfliktberatung.  
Die Vermittlung von Sozialleistungen und Hilfen bei Problemen in den genannten Lebensbereichen 
ergänzt das Angebot der Beratung. Ziele der Schwangerschaftsberatung sind insbesondere, einen in 
physischer, psychischer und sozialer Hinsicht komplikationsarmen Verlauf von Schwangerschaft und 
Geburt zu ermöglichen, werdenden Eltern Orientierungshilfe gegenüber den zahlreichen 
Sozialleistungen und sonstigen Hilfen für diese Lebensphase zu geben und sie bei schwierigen 
Entscheidungen zu unterstützen. 
Darüber hinaus will die Schwangerschaftskonfliktberatung durch Aufklärung und Vermittlung von 
Hilfen auch die Voraussetzungen für pränatale Entwicklung und frühkindliche Sozialisation 
verbessern. 
Auch die finanzielle Hilfe aus der Bundesstiftung „Mutter und Kind“ – Schutz des ungeborenen 
Lebens zählt zum Leistungsportfolio der Beratung. 
Die Begleitung im Rahmen einer vertraulichen Geburt beinhaltet den Schutz der Vertraulichkeit und 
Anonymität der Frau bis zum 16. Lebensjahr des Kindes, eine medizinisch betreute Entbindung für 
Mutter und Kind sowie Rechts- und Handlungssicherheit für alle Beteiligten kann ebenfalls im 
Rahmen der Beratung erörtert werden. 
 
Ziel: Schutz des ungeborenen Lebens sowie die Initiierung von Hilfen für Schwangere und junge 

Mütter. 

 
In 2017 wurden insgesamt 680 Schwangerenberatungen durchgeführt. Davon waren 15 Ratsuchende 
im Alter von 14 bis 17 Jahre und 61 Ratsuchende im Alter von 18 bis 21 Jahre. 112 mal erfolgten 
Schwangerschaftskonfliktberatungen. Die Mittel der Bundesstiftung “Mutter und Kind – Schutz des 
ungeborenen Lebens“ in Höhe von rund 142.000 € wurden im Jahr 2017 in 330 Bewilligungen 
ausgezahlt.  

2.4.1.1 Familienhebammen 
 
Das Bundeskinderschutzgesetz und die Verwaltungsvereinbarung des Landes NRW sehen 
abgestimmte Angebote für Familien unter Einbeziehung von Familienhebammen vor. 
Elternkompetenzen sollen von Anfang an durch den Einsatz gestärkt werden. Die Koordination des 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Beratungen im Rahmen der 
Schwangerschaftskonfliktberatung 

691 653 523 666 680 

Anzahl der Anträge an die Bundesstiftung „Mutter und 
Kind“ 

330 323 312 370 330 



24 
 

Einsatzes, die Durchführung von Entwicklungsgesprächen und die kollegiale Beratung erfolgt durch 
die Netzwerkkoordination des Kreisjugendamtes Soest. 
 
Ziel: Frühzeitige Initiierung präventiver Unterstützungsmöglichkeiten für Familien. 
 
Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Betreuung durch eine Familienhebamme ist ein Angebot, das sich an Schwangere und Familien 
mit Kindern im ersten Lebensjahr richtet. Familienhebammen sind staatlich examinierte Hebammen 
mit psychosozialer Zusatzqualifikation, die Familien mit höherem Unterstützungsbedarf bis zum 
ersten Lebensjahr des Kindes im häuslichen Umfeld individuell betreuen können. Dafür werden 
insgesamt vier freiberufliche Familienhebammen und eine Familienkinderkrankenpflegerin auf 
Honorarbasis beschäftigt. 2017 wurden insgesamt 40 Familien im Umfang zwischen 1 bis 13 Stunden 
pro Woche betreut. 20 Fälle haben in 2017 neu begonnen und 25 Fälle endeten im Berichtsjahr.  

2.4.1.2 Café Kinderwagen 
 
Das Café Kinderwagen wurde in Ergänzung zum Angebot der Familienhebammenbetreuung im März 
2015 in Werl eröffnet. Es ist ein niederschwelliges Kontakt- und Beratungsangebot, mit dem Ziel der 
frühen Förderung der Kinder und der elterlichen Kompetenzen in einem entspannten Umfeld. 
Werdende Eltern und Familien mit Säuglingen und Kleinkindern aus Werl und Umgebung besuchen 
das Café Kinderwagen, um Fragen rund um die kindliche Entwicklung zu besprechen und unter 
anderem (u.a.) ihre Säuglinge wiegen zu lassen. Dafür stehen eine Familienhebamme sowie eine 
pädagogische Fachkraft des Kreisjugendamtes Soest als Ansprechpartner*innen zur Verfügung. 
Am 16.11.2017 ist das Café Kinderwagen in Werl „umgezogen“ und findet seitdem donnerstags in 
der Zeit von 9.30 Uhr bis 11.30 Uhr in den Räumen der VHS Werl statt. 

2.4.1.3 Team Willkommen! 
 
In Zusammenarbeit mit dem Sozialdienst katholischer Frauen Soest-Warstein-Werl e.V. (SkF) und der 
Diakonie Ruhr-Hellweg e.V. bietet das Kreisjugendamt Soest einen Begrüßungsbesuch aller Eltern 
und ihrer Neugeborenen an. Innerhalb der ersten zwölf Wochen nach der Geburt meldet sich der 
Begrüßungsdienst bei den Familien an. Bei einem persönlichen Besuch überreichen die Fachkräfte, 
bestehend aus Kinderkrankenschwestern und Hebammen, ein kleines Willkommensgeschenk. Vor 
allem aber beantworten sie Fragen rund um das Thema Baby und geben Informationen zu Beratungs- 
und Unterstützungsangeboten im Kreis Soest. 
Die Eltern haben so die Möglichkeit, fachlich ausgebildete Ansprechpartner*innen kennenzulernen, 
die mit ihnen sowohl Fragen zu ihrer sozialen und wirtschaftlichen Situation als auch zu Betreuungs- 
und Entlastungsmöglichkeiten besprechen und sie im Bedarfsfall an andere Fachstellen vermitteln.  
Die Familien erhalten einen Ordner mit 46 Elternbriefen zur Entwicklung des Kindes sowie einen 
Beratungswegweiser zu den verschiedensten Beratungs- und Unterstützungsangeboten im 
Kreisgebiet Soest. Der Begrüßungsdienst ist ein etablierter Baustein unserer Hilfe, durch die eine 

Gesetzliche 
Grundlage: 

BKiSchG 

Für Familienhebammen verausgabte Mittel: 
2013: 34.167 Euro 

2014: 95.739 Euro 

2015: 102.455 Euro 

2016: 68.295 Euro 

2017: 69.722 Euro 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der durch Familienhebammen betreuter Familien 32 37 47 36 40 
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frühzeitige Unterstützung junger Familien erreicht wird, in dem Schwellenängste abgebaut werden 
und der Zugang zu sämtlichen regionalen Hilfsangeboten, insbesondere auch zu den 
Familienhebammen, erleichtert wird. 
 
Ziel: Frühzeitige Initiierung präventiver Unterstützungsmöglichkeiten für Familien. 
 
 
Eingesetzte Haushaltsmittel: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

2.4.1.4 Frühförderprogramm „Opstapje“ 
 
„Opstapje“ (Schritt für Schritt) ist ein niederschwelliges Lern- und Förderprogramm für Kinder aus 
benachteiligten Familien sowie aus Familien mit Migrationshintergrund im Alter von 6 - 36 Monaten. 
Der niederschwellige und ressourcenorientierte Ansatz des Frühförderprogramms soll insbesondere 
Familien ansprechen, die den klassischen Angeboten der Familienbildung gegenüber zurückhaltend 
sind oder damit zu spät erreicht werden. „Opstapje“ ist ein Baustein der Frühen Hilfen und wird an 
den Standorten Geseke und Werl den angrenzenden Städten und Gemeinden (Anröchte, Erwitte, 
Ense, Rüthen, Wickede(Ruhr)) angeboten.  

Ziel: Frühzeitige Initiierung präventiver Unterstützungsmöglichkeiten für Familien. 

 

2.4.1.5 Hilfe für Kinder von suchterkrankten Eltern „Trapez“ 
 
„Trapez“ wird in Kooperation mit dem Gesundheitsamt in der Kinderfachklinik Bad Sassendorf 
durchgeführt. Hierbei handelt es sich um ein Gruppenangebot für Kinder von sucht- und psychisch 
erkrankter Eltern.  

Dieses Angebot mit ist mit einem mehrdimensionalen Ansatz konzipiert. Es umfasst 
Gruppengespräche, Motopädie und tiergestützte Interventionen mit Esel und Pferd. Die Gruppe trifft 
sich einmal wöchentlich nachmittags. Die Kinder werden von zu Hause abgeholt und auch wieder 
zurückgebracht. Durch das Projekt wird erreicht, dass die Kinder die Erkrankung der Eltern verstehen 
lernen, von oft schon übernommener familiärer Verantwortung entlastet werden, Schuld- und 
Schamgefühle überwinden, ihre eigene Gefühle benennen lernen und eigene Fähigkeiten entdecken 
und weiterentwickeln. Es dient der Prävention von Störungen der Eltern-Kind-Beziehung, des 
Sozialverhaltens und der Leistungsfähigkeit. 

Gesetzliche 
Grundlage: 

BKiSchG 

Für Willkommen! verausgabte Mittel: 
2013: 101.105 Euro 

2014: 99.016 Euro 

2015: 100.174 Euro 

2016: 104.624 Euro 

2017: 102.491 Euro 

Grund- und Strukturdaten: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Geburten im Jugendamtsbezirk 1167 1190 1286 1243 1218 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Begrüßungsbesuche 1053 1069 1064 1110 1042 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der am Programm teilnehmenden Familien 26 27 27 27 28 
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2.4.1.6 Fachberatungsstelle gegen sexualisierte Gewalt 
 
In Trägerschaft des Deutschen Kinderschutzbundes e.V. hat die Fachberatungsstelle gegen sexuelle 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen zum 01.10.2015 ihre Arbeit aufgenommen. Sie steht Kindern, 
Jugendlichen, Müttern und Vätern sowie Institutionen und Fachkräften für Beratungen und 
Begleitung offen und arbeitet für die Jugendämter Soest, Warstein und das Kreisjugendamt Soest.  

Ziel: Kinder und Jugendliche werden vor sexualisierter Gewalt geschützt.  
 
Im Jahr 2017 hat die Fachberatungsstelle stetig wachsende Akzeptanz und Etablierung erlebt.  
Steigende Fall- und Beratungszahlen zeigen, dass sukzessive immer mehr Menschen, die in 
unterschiedlichster Weise von der Thematik der sexuellen Gewalt betroffen sind oder waren, 
Unterstützung, Hilfe in Beratung und Begleitung, sowie Schulung bedürfen. So war im vergangenen 
Jahr die Nachfrage an verschiedensten Schulungs- und Fortbildungsangeboten zum Schutz vor 
sexueller Gewalt auffällig groß. Auch fanden immer mehr Mitarbeiter*innen aus verschiedensten 
Institutionen den Weg in die Beratungsstelle, um sich themenspezifisch beraten zu lassen.  

2.4.1.7 Netzwerkarbeit 
 
Eine enge Kooperation aller Einrichtungen und Dienste der öffentlichen und freien Jugendhilfe sowie 
anderer Akteure im Sinne regionaler Netzwerke sind Voraussetzung für die Fördermittel aus der 
Bundesinitiative „Frühe Hilfen“. Die Organisation und Durchführung obliegt den Jugendämtern. Die 
Kreiskooperationsrunde „Gegen häusliche Gewalt und Kinderschutz“ ist ein Beispiel für ein bereits 
bestehendes Netzwerk, das kreisgebietsweit organisiert ist. Das Netzwerk „Suchthilfe und 
Jugendhilfe“ hat sich Mitte 2016 konstituiert. Das Netzwerk „Frühe Hilfen“ wird sukzessive ausgebaut 
und umfasst ebenfalls die Gesamtstruktur des Kreisgebietes. 

Ziel: Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 
 sind geschaffen und stärken die Verantwortungsgemeinschaft. 
 
Kreiskooperationsrunde 

Die Kreiskooperationsrunde „Gegen häusliche Gewalt und Kinderschutz“ besteht aus Akteuren der 
Jugendhilfe, dem Gesundheits- und Sozialbereich, der Justiz, Beratungsinstitutionen, den 
Gleichstellungsstellen, der Frauenhilfe und der Polizei. Von häuslicher Gewalt betroffene Menschen 
sollen ein Höchstmaß an verzahnter, abgestimmter Information, Schutz, Beratung und Begleitung 
erhalten. Ein Schwerpunktthema 2017 war der Bereich der Anonymen (vertrauliche) 
Spurensicherung nach sexueller Gewalt.   

Aus der Kreiskooperationsrunde hat sich ein Beratungsangebot für Täter*innen, die durch Gewalt im 
familiären beziehungsweise häuslichen Umfeld bekannt geworden sind, entwickelt. Unterstützt wird 
das Beratungsangebot von der Forensischen Klinik Lippstadt-Eickelborn. Diese ist dadurch zu einem 
wichtigen Kooperationspartner des Kreisjugendamtes Soest geworden. 

Netzwerk Frühe Hilfen 

In Werl erfolgte mit großer Resonanz die Auftaktveranstaltung zur Gründung eines Netzwerkes Frühe 
Hilfen. Teilgenommen haben unter anderem niedergelassene Ärzt*innen, Therapeut*innen, 
Berater*innen aus pädagogischen Einrichtungen und von Sozialberatungsstellen. Nach einem 
thematischen Input zu neuen Forschungsergebnissen bei Babys durch Frau Dr. Julia Wissner erfolgten 
Absprachen zu nachfolgenden Treffen.   
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2.4.1.8 Beratung gemäß § 8b SGB VIII 
 
Personen, die mit Kindern und Jugendlichen arbeiten, werden in ihrer Tätigkeit manchmal mit 
Situationen konfrontiert, die eine mögliche Gefährdung für das geistige, körperliche und seelische 
Wohl dieser Kinder vermuten lassen. Alle Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern und 
Jugendlichen stehen, auch Berufsgeheimnisträger, haben gegenüber dem Kreisjugendamt Soest 

einen Anspruch auf Beratung durch eine hier speziell erfahrene Fachkraft. Die Einschätzung einer 
Kindeswohlgefährdung kann im Einzelfall sehr schwierig und komplex sein. Um zu einer 
sachgerechten Situationseinschätzung sowie daraus abzuleitender Handlungsschritte zu gelangen, 
bedarf es spezifischen Fachwissens. Die Fachkraft des Kreisjugendamtes hilft dabei, zu einer 
Einschätzung einer möglichen Gefährdung kommen zu können.  Zu diesem Zweck dürfen der 
Fachkraft Daten in anonymisierter Form übermittelt werden. 

Ziel: Anonyme Beratung zur möglichen Kindeswohlgefährdung ermöglicht Fachkräften und 
Ehrenamtlichen Handlungssicherheit im Bereich des Kindeswohls. 

 

 
Zu den Ratsuchenden in 2017 zählten überwiegend Lehrer*innen, Schulsozialarbeiter*innen sowie 
Fachkräfte von Kindertagesstätten. Auch Therapeut*innen, Ärzt*innen, Hebammen sowie Fachkräfte 
des Jobcenters wandten sich an die Beratungskraft.  

In 59 Fällen fand ein persönlicher Kontakt unter Einbeziehung von Eltern und Kind statt. In den 
Gesprächen wurden mögliche Hilfsangebote sowie Ansprechpartner*innen erörtert. In 37 Fällen fand 
eine Weiterverweisung an den Regionalen Sozialen Dienst statt. In weiteren 23 Fällen wurde konkret 
an eine zuständige Fachstelle verwiesen. In 14 Fällen musste eine sofortige Mitteilung an den 
Kindeswohldienst erfolgen, um einer möglichen Kindeswohlgefährdung nachzugehen. 

2.4.2 Pflegekinderdienst 
 
Pflegefamilien werden über den gesamten Zeitraum des Pflegeverhältnisses begleitet und beraten. 
Bewerber*innen werden zunächst von den Fachkräften der Pflegekinderhilfe beraten, fachlich 
vorbereitet und geschult. Jährlich werden zwei Schulungsblöcke angeboten (zwei Ganztags- und eine 
Abendveranstaltung) in denen umfassend über die rechtliche Situation, Integrationsprozesse und 
mögliche Besonderheiten von Pflegekindern informiert wird. Durchschnittlich nehmen 28 Personen 
an dieser Vorbereitung teil. Ergänzend werden im Rahmen von Hausbesuchen Einzelgespräche 
geführt. 

Für alle Pflegeeltern gibt es zwei Mal im Jahr Fortbildungsangebote. Hierzu werden externe 
Referent*innen zu unterschiedlichen Themen und Fragestellungen eingeladen. Weiterhin findet ein 
Sommerfest statt, zu dem alle Pflegefamilien aus dem Kreisgebiet eingeladen werden. 

Die Zahl der Kinder, die kurzfristig auch nachts oder an Wochenenden und in Obhut genommen 
werden müssen, steigt stätig an. Im Januar 2017 wurden daher in Kooperation mit dem SkF Soest-
Warstein-Werl e.V. zwei Familien als Stand-by-Familien gewonnen. Seit März 2017 findet ¼-jährlich 
ein Stammtisch für Pflegeeltern statt. 

Zwei Mal jährlich werden in Zusammenarbeit mit Fachkräften des RSD und den Vormündern 
Hilfeplangespräche geführt. Bei einigen Kindern finden regelmäßige Umgangskontakte mit den 
leiblichen Eltern statt. Diese Kontakte werden von den Mitarbeiterinnen organisiert und begleitet. 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Ratsuchenden im Rahmen des § 8b SGB VIII 26 46 65 64 74 

Anzahl der Beratungen im Rahmen des § 8b SGB VIII 34 58 75 70 92 



28 
 

Auch bei Kindern, die im Rahmen von Inobhutnahmen in Bereitschaftspflegefamilien leben, gibt es 
häufig Kontakte zu den Herkunftsfamilien, teilweise finden diese wöchentlich statt.  

Ziel: Kinder und Jugendliche erhalten erzieherische Hilfen in Pflegefamilien und stationären 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. 

 

 
2.4.3 Gemeinsame Adoptionsvermittlungsstelle 
 
Die Aufgabe der Gemeinsamen Adoptionsvermittlungsstelle der Jugendämter im Kreis Soest (GAVS) 
ist es, ein liebevolles Zuhause für Kinder zu finden, die nicht bei ihren Eltern aufwachsen können. 
Hierfür berät sie Mütter und Eltern, die überlegen, ihr Kind zur Adoption freizugeben, genauso wie 
Ehepartner, die gerne ein Kind adoptieren möchten. Außerdem hilft sie bei Nachfrage Betroffener 
dabei, leibliche Verwandte zu finden. 

Durch Adoption wird ein Kind ohne Berücksichtigung auf der biologischen Abstammung durch seine 
neuen Eltern angenommen. Dabei entsteht ein Eltern-Kind-Verhältnis mit allen Rechtsfolgen. In 
einem Informations- und Beratungsgespräch werden alle Themen zur Adoption besprochen, zum 
Beispiel rechtliche Grundlagen und die möglichen Adoptionsformen wie Inkognito-, halboffene und 
offene Adoption. Außerdem informiert die GAVS über unterstützende Hilfen. 

Die GAVS im Kreis Soest nimmt die Aufgaben für alle Jugendämter im Kreis Soest wahr. Dazu gehören 
neben dem Kreisjugendamt Soest die Städte Lippstadt, Soest und Warstein. 

Ziel: Adoptionen werden rechtssicher durchgeführt, um Kindern einen Ort des Aufwachsens zu 
ermöglichen.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der vom Kreisjugendamt betreuten 
Pflegefamilien 

62 69 71 69 66 

Anzahl der Fälle von Bereitschaftspflege 8 36 37 25 53 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der laufenden Fälle 81 73 75 65 53 

Abgeschlossene Adoptionsverfahren 22 21 19 16 12 
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2.5 Jugendbildung und Jugendförderung 
 
Jugend als Lebensphase ist durch spezifische Spannungsverhältnisse zwischen Kindheit und 
Erwachsenenstatus, durch Orientierungssuche und Ausprobieren, durch Abgrenzung vom Elternhaus 
und eigenständiger Lebensführung, gekennzeichnet, die auch als Chance in der Entwicklung begriffen 
werden kann. 
Vor diesem Hintergrund, aber auch aufgrund der Tatsache, dass familienunterstützende 
Förderangebote Jugendliche zum Teil nicht erreichen, bedarf es einer Politik, die Jugend als ei-
genständige Zielgruppe und Lebensphase wahrnimmt und unterstützt.  
 
Das Konzept der eigenständigen Jugendpolitik im Kinder- und Jugendförderplan ist handlungsleitend. 

2.5.1 Fachberatung Jugendbildung und Jugendförderung 
 
Die Fachberatung Jugendbildung und Jugendförderung des Kreisjugendamtes Soest ist 
Ansprechpartner für Haupt-, Ehren- und Nebenamtliche aus der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
(OKJA), Jugendverbände sowie für politisch Verantwortliche.  
Des Weiteren bietet sie durch die Schwerpunktsetzung „Eigenständige Jugendpolitik“ Kindern und 
Jugendlichen eine stärkere Beteiligungs- und Einmischungsmöglichkeit für ihre relevanten Themen. 
Durch das 3. AG-KJHG-KJFöG (Kinder- und Jugendförderungsgesetz) bietet die Fachberatung (FB) eine 
Anlaufstelle beziehungsweise Interessensvertretung für Kinder und Jugendliche um zur Förderung 
der Wahrnehmung ihrer Rechte beizutragen (Vgl. Kinder- und Jugendförderungsgesetz (3. AG-KJHG-
KJFöG). § 6 Abs. 1). Somit steht die FB auch Jugendräten, Jugendinitiativen oder weiteren 
Jugendgruppen zur Verfügung. Dies führt dazu, dass gesellschaftspolitische und aktuelle Themen 
„vor Ort“ zeitnah durch die FB Jugendbildung und Jugendförderung mit Hilfe der Akteure „vor Ort“ 
angeregt und umgesetzt werden können. 
 
Die Fachberatung ist verantwortlich für unterschiedliche Arbeitsfelder und Themenschwerpunkte. 
Für dieses besondere Aufgabenprofil sind ein hohes Maß an Fachlichkeit und vielfältige 
Arbeitsweisen und Methodenkenntnisse notwendig.  
 
Die Fachberatung ist insgesamt verantwortlich für ca. 35.000 junge Menschen im Alter von 6 - 21 
Jahren und insbesondere verantwortlich in ihrem Aufgabenbereich für: 
 

 eine zeitgerechte fachliche Informationsweitergabe an die Betroffenen zum Beispiel in Form 
von Newslettern, 

 eine fachlich qualifizierte Beratung auf Anfrage von Betroffenen und in Vertretung für die 
anderen Aufgabenbereiche, 

 die Entwicklung und Sicherstellung von Qualität der Leistungen der Jugendarbeit, in Form 
von Modellprojekten und Konzeptionen, 

 die Gewährleistung, dass der Rechtsanspruch der Leistungsempfänger sichergestellt wird, 

 die Überprüfung der Wirksamkeit der angebotenen Leistungen im Rahmen des gültigen 
Kinder- und Jugendförderplans, 

 ein regelmäßiges Angebot an Fortbildungen und Fachveranstaltungen zur Sicherstellung der 
Qualität der Leistungen sowie 

 einen fachlichen Austausch der relevanten Akteure in Form von regelmäßigen 
Netzwerktreffen und Kooperationsveranstaltungen und 

 lebensweltorientierte Konzepte und Angebote anzuregen. 
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Ziel: Den Zielgruppen steht ein spezifisches Beratungs- und Leistungsangebot zur Verfügung. 
 
Im Jahr 2017 wurden neben den regelmäßigen Angeboten  folgende Aktionen durch die 
Fachberatung Jugendförderung durchgeführt: 
 

 Tag der Familie nach Efteling, Niederlande 

 Ferienfreizeit Kroatien und Medienprojekt 

 Fachtag Eigenständige Jugendpolitik für die Fachkräfte der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 

 Salafismus Präventionsschulung für die Fachkräfte der Offenen Kinder- und Jugendarbeit in 
Kooperation mit verschiedenen Schulen. 

2.5.2 Kinder- und Jugendförderplan 
 
Der Kinder- und Jugendförderplan beschreibt die Weiterentwicklung der Strukturen in der Kinder- 
und Jugendarbeit im Zuständigkeitsbereich des Kreisjugendamtes Soest. Er enthält Empfehlungen 
und Maßnahmen, die in einer Förderperiode umgesetzt werden sollen. Der per Gesetz eingeforderte 
Kinder- und Jugendförderplan (§ 9 KJFöG) soll für den Zeitraum einer Legislaturperiode sowohl für 
das Land NRW als auch für die Kommunen vor Ort, einen inhaltlichen und finanziellen Rahmen 
darstellen. Er soll die Arbeit der pädagogischen Fachkräfte und das ehrenamtliche Engagement 
unterstützen, sichern und weiterentwickeln.  
 
Mitgewirkt an der Erstellung dieses Kinder- und Jugendförderplans haben Träger und Handelnde in 
den Bereichen der Kinder- und Jugendarbeit. Ein wichtiger Bestandteil war dabei der Dialog mit 
Kindern, Jugendlichen und den Fachkräften vor Ort.  
Um die Bedürfnisse, Sorgen und Anliegen der Kinder und Jugendlichen besser berücksichtigen zu 
können und die gesellschaftliche und politische Beteiligung von Kindern und Jugendlichen zu stärken, 
wurden in 11 Städten und Gemeinden des Kreises Soest Jugendforen veranstaltet und eine 
Befragung der Jugendlichen durchgeführt. Die Auswertung dieser Ergebnisse fließt in die 
Maßnahmenplanung ein. 
 
Der Kinder- und Jugendförderplan 2015-2020 hat das Ziel eine Eigenständige Jugendpolitik im 
Einzugsbereich des Kreisjugendamtes Soest zu implementieren. Damit schließt sich das 
Kreisjugendamt Soest dem Zentrum für eine Eigenständige Jugendpolitik auf Bundesebene und der 
Landesregierung NRW mit dem Aktionsprogramm des Landesjugendrings "umdenken, Jungdenken! 
Frische Ideen für NRW" oder dem LWL-Programm „Demokratie und Partizipation fördern“ an. Mit 
der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen von Jugendforen zu diesem Kinder- und 
Jugendförderplan ist ein erster Schritt in diese Richtung gemacht. 
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2.5.3 Jugendhilfe im Strafverfahren 
 
Die Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS) berät, begleitet und unterstützt Jugendliche und deren 
Erziehungsberechtigte, sowie Heranwachsende in deren Strafverfahren. Auf Grundlage von 
Gesprächen mit den Jugendlichen und den Erziehungsberechtigten beziehungsweise mit den 
Heranwachsenden wird eine sozialpädagogische Stellungnahme erarbeitet. Diese umfasst unter 
anderem die Entwicklung des jungen Menschen, seine Biographie, aktuelle Lebenssituation und 
Perspektive. Diese Stellungnahme bietet der Justiz, dem zuständigen Gericht und der zuständigen 
Staatsanwaltschaft eine wichtige Entscheidungshilfe im Rahmen des Strafverfahrens. 
 
Ziel: Die Jugendhilfe im Strafverfahren berät und begleitet Jugendliche und Heranwachsende 

sowie deren Eltern im Strafverfahren. 
 

 
In 2017 stechen bezogen auf die Delikte besonders Körperverletzungen, Ladendiebstähle, 
Verkehrsdelikte sowie Drogenbesitz heraus. 
In 92 Fällen handelte es sich um Gruppentäter*innen und in 61 Fällen wurde der Konsum von Drogen 
beziehungsweise Alkohol als Tatmerkmal festgestellt. Insgesamt 172 Taten sind auf 
Wiederholungstäter*innen zurückzuführen.   
314 Delikte wurden vor dem Jugendgericht, 45 vor dem Jugendstrafgericht verhandelt. 4 Delikte 
wurden durch die Jugendkammer behandelt. 
Neben 34 Einstellungen beziehungsweise Freisprüchen verhängten die Gerichte in 33 Fällen 
Geldbußen beziehungsweise eine Schadenswiedergutmachung, in 32 Fällen einen Arrest und in 9 
Fällen eine Jugendstrafe mit Bewährung. 
Auch gemeinnützige Arbeitsauflagen, Ermahnungen, Verwarnungen sowie Teilnahmen an 
Maßnahmen wie Sozialen Trainingskursen zählen zu den erzieherischen Maßnahmen der Gerichte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Fälle von 14-17 jährigen 227 300 337 312 345 

Anzahl der Fälle von 18-21 jährigen 229 253 294 258 292 
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2.6 Vormundschaften / Beistandschaften / UVG 

2.6.1 Leistungen nach dem UVG 
 
Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) kann der alleinerziehende Elternteil 
beantragen, wenn der unterhaltspflichtige andere Elternteil seinen Unterhaltsverpflichtungen nicht 
ausreichend nachkommt. 
Seit der Änderung des Unterhaltsvorschussgesetzes zum 01.07.2017 können Kinder und Jugendliche 
grundsätzlich von Geburt bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres durchgehend Unterhaltsvorschuss 
beziehen. Für die Altersgruppe der 12- bis 17-jährigen besteht die Einschränkung, dass 
Unterhaltsvorschuss nur dann gewährt wird, wenn das Kind keine Leistungen nach dem 
Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) - Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) bezieht oder 
der alleinerziehende Elternteil über Einkommen in Höhe von mindestens 600 € brutto verfügt. 
Mit dieser Neuregelung sollen Alleinerziehende und ihre Kinder finanziell besser unterstützt werden. 
 
Bei den Unterhaltsvorschussleistungen handelt es sich um öffentliche Mittel, die das 
Existenzminimum des Kindes abdecken sollen.  
 
Die Finanzierung erfolgt seit der Gesetzesänderung zum 01.07.2017 zu einem Anteil von 70 % aus 
Bundes- beziehungsweise Landesmitteln (alte Regelung: 46,67 %). Die verbleibenden Kosten trägt 
das Kreisjugendamt Soest. Die zunächst geplante Finanzierung erhielt lediglich eine 52 % Förderung 
aus Bundes- und Landesmitteln.   
 
Der unterhaltspflichtige Elternteil wird von der Unterhaltsvorschusskasse aufgefordert, die 
gewährten Leistungen zu erstatten (Heranziehung). Der Erfolg der Heranziehung spiegelt sich in der 
Refinanzierungsquote wider.  
Im Jahr 2016 konnte eine Refinanzierung von 34,25 % erzielt werden. Mit einer konsequenten 
Heranziehung wird sichergestellt, dass mit den öffentlichen Geldern so umgegangen wird, dass 
Unterhaltsvorschussleistungen nur an diejenigen gezahlt werden, die auf staatliche Hilfe angewiesen 
sind. Die Zahl der Neuanträge war in den vergangenen Jahren konstant. 
 
Aufgrund der gesetzlichen Änderungen wird mindestens von einer Verdoppelung der bisherigen 
Fallzahlen ausgegangen. Zur Bearbeitung der Neuanträge sind zunächst zwei zusätzliche Stellen in 
2017 eingerichtet worden. 
 
Zum 01.07.2017 sind die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz folgendermaßen 
angehoben worden: 
 

Altersgruppe 0 – 5 Jahre: 150,00 € 
Altersgruppe 6 – 11 Jahre: 201,00 € 
Altersgruppe 12 – 17 Jahre: 268,00 € (ab 01.07.2017) 

 
Ziel: Alleinerziehende Mütter und Väter erhalten die gesetzlich festgelegte finanzielle Förderung 

zur Sicherung des Lebensunterhaltes des Kindes. 

 
Bis zum Jahresende 2017 ist tatsächlich eine Verdoppelung der Fallzahlen sowie der 
Auszahlungsbeträge festzustellen.  
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Neuanträge UVG 368 360 357 354 902 

Laufende Fälle UVG 777 756 694 722 1537 
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Herausfordernd ist weiterhin, die personellen und finanziellen Ressourcen so zu planen, dass gute 
und zügige Arbeitsergebnisse erbracht werden können und der Kreishaushalt durch die Einnahmen 
im Rahmen des Rückgriffes nicht stärker belastet wird. 

2.6.2 Beistandschaften 
 
Das Jugendamt wird auf Antrag von Müttern oder Vätern Beistand. Der Beistand wird wie ein Anwalt 
als Interessenvertreter*in der minderjährigen Kinder tätig. Er kümmert sich darum, dass 
Vaterschaften geklärt und/oder die Unterhaltsansprüche von minderjährigen Kindern geregelt 
werden.  
 
Er versucht zunächst, durch Beratung und Unterstützung einvernehmliche Lösungen zwischen den 
Eltern zu erzielen. Wenn außergerichtliche Klärungen jedoch nicht möglich sind, kann er auch 
Anträge bei Gericht stellen und errungene Titel (zum Beispiel Unterhaltsbeschlüsse) vollstrecken 
lassen. Die elterliche Sorge wird durch die Beistandschaft nicht eingeschränkt. Die Beistandschaft 
endet, wenn die Kinder volljährig sind. Nach der Volljährigkeit können sich die Jugendlichen selbst bis 
zum 21. Lebensjahr noch vom Beistand beraten und unterstützen lassen. Das Jugendamt beurkundet 
kostenlos Vaterschaftsanerkennungen, Unterhaltsverpflichtungen und Sorgeerklärungen. 

 
Die Tätigkeit des Beistandes bewirkt einerseits, dass die Abstammung von Kindern rechtssicher 
festgestellt wird. Die Identität eines Kindes steht somit zweifelsfrei per Gerichtsbeschluss oder durch 
eine Vaterschaftsanerkennung per Urkunde fest. Im Kalenderjahr 2017 wurden beim Kreisjugendamt 
Soest 198 Vaterschaftsanerkennungen beurkundet. Andererseits trägt der Beistand dazu bei, dass die 
öffentlichen Haushalte finanziell entlastet werden.  
Die über das Jugendamt laufenden Unterhaltszahlungen bewegen sich bei rund 100 Tsd. Euro im 
Monat. Mütter und Väter, die Unterhalt beziehen, sind gegebenenfalls nicht mehr auf Leistungen 
vom Jobcenter oder auf Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz angewiesen. Das Angebot 
der Beistände entlastet Mütter und Väter auch insoweit, als gerade die mit Streitpotential 
behafteten Unterhaltsansprüche von Dritten geltend gemacht werden. Der Beistand erbringt die 
Leistung außerdem für die Betroffenen kostenfrei. 
 
Ziel:  Die Rechte von Kindern und Jugendlichen im Rahmen des SGB VIII sind gesichert.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Beistandschaften 1293 1255 1106 1100 995 

Anzahl der Beurkundungen 467 498 616 514 612 
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2.6.3 Vormundschaften 
 
Die meisten Eltern üben verantwortungsvoll die elterliche Sorge für ihr minderjähriges Kind aus. 
Schaffen Eltern dies wegen persönlicher oder familiärer Probleme jedoch nicht, kann durch das 
Familiengericht ein Vormund damit beauftragt werden, anstelle der Eltern alle wichtigen Dinge für 
das Kind zu regeln und zu entscheiden. Sind die Eltern lediglich in Teilbereichen überfordert, kann 
das Familiengericht auch eine Pflegschaft für einzelne Aufgabenbereiche bestellen. Ein vom Gericht 
bestellter Vormund übernimmt alle Aufgaben der elterlichen Sorge.  
 
Die Aufgaben der Pflegschaft umfassen hingegen genau den Entscheidungsbereich, den die Eltern 
aus den unterschiedlichsten Gründen nicht wahrnehmen können. Dies kann zum Beispiel der Bereich 
der Gesundheitsfürsorge oder des Aufenthaltsbestimmungsrechts sein oder aber auch 
Erbschaftsangelegenheiten betreffen.  
Das Jugendamt wird Vormund eines Kindes, wenn:  
 

o ein alleinsorgeberechtigter Elternteil wegen Minderjährigkeit sein Kind gesetzlich nicht  
vertreten kann,  

o die elterliche Sorge eines Elternteils wegen der Einwilligung in eine Adoption ruht,  
ausgenommen bei Ehegatten, dessen Kind vom anderen Ehegatten angenommen wird oder  

o das Jugendamt vom Familiengericht zum Vormund bestellt wird.  
 
Eine weitere Anforderung besteht durch die Wahrnehmung von Vormundschaften für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge. 
 
Grundvoraussetzung für die qualifizierte Führung einer Vormundschaft/Pflegschaft ist, dass die 
Vormünderin oder der Vormund das Kind oder den Jugendlichen und dessen Vorstellungen und 
Wünsche kennen. Regelmäßige Kontakte zwischen Pfleger*in/Vormund und dem minderjährigen 
Kind oder Jugendlichen sind daher erforderlich und gesetzlich vorgesehen. § 55 Abs. 2 Satz 4 SGB VIII 
gibt den Rahmen zur Fallobergrenze von maximal 50 Vormundschaften je Vollzeitstelle vor.  
 
Auch freie Träger beziehungsweise Einzelvormünder*innen können mit dieser Aufgabe betraut 
werden, wenn das Gericht dem zustimmt.  
 
Ziel: Die rechtliche Vertretung des minderjährigen Kindes ist im Rahmen, des vom Gericht 

gegeben Umfangs, sichergestellt. 

 
2.6.3.1 Amtsvormundschaften 
 
Bei der Amtsvormundschaft übt das Jugendamt die gesamte elterliche Sorge für einen 
Minderjährigen von ebenfalls minderjährigen Eltern aus, die ihr Sorgerecht aus dem Grund der 
Minderjährigkeit nicht wahrnehmen können. Der Amtsvormund übernimmt die Aufgaben der Eltern, 
dass  heißt  die Personen- und Vermögenssorge und damit die gesetzliche Vertretung des Mündels. 
Im Gegensatz zu gerichtlich bestellten Vormundschaften (Bestallungen) wird hier das Kreisjugendamt 
Soest in eigener Zuständigkeit tätig. 
 
Ziel: Die gesetzliche Vertretung des minderjährigen Kindes ist sichergestellt. 
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der geführten Vormundschaften 65 103 165 177 128 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der geführten Amtsvormundschaften 6 10 10 4 8 
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2.6.3.2 Pflegschaften  
 
Die Übertragung des Sorgerechts der Eltern beziehungsweise eines Elternteils für ein 
unmündiges Kind auf eine dritte Person durch das zuständige Familiengericht wird als Ergänzungs-
pflegschaft bezeichnet.  
Im Gegensatz zur Vormundschaft verbleibt das Sorgerecht im Falle einer Ergänzungspflegschaft 
weiterhin beim Sorgerechtsinhaber*in.  Ergänzungspfleger*in hingegen bekommt nur einen 
Teilbereich (zum Beispiel  Aufenthaltsbestimmungsrecht) übertragen.  
 
Ziel: Die rechtliche Vertretung des minderjährigen Kindes ist im Rahmen, des vom Gericht 

gegeben Umfangs, sichergestellt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der geführten Pflegschaften 43 37 40 39 39 

http://www.juraforum.de/lexikon/kind
http://www.juraforum.de/lexikon/person
http://www.juraforum.de/lexikon/familiengericht
http://www.juraforum.de/lexikon/ergaenzungspflegschaft
http://www.juraforum.de/lexikon/ergaenzungspflegschaft
http://www.juraforum.de/lexikon/vormundschaft
http://www.juraforum.de/lexikon/sorgerecht
http://www.juraforum.de/lexikon/ergaenzungspfleger
http://www.juraforum.de/lexikon/aufenthaltsbestimmungsrecht
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2.7 Elterngeld 
 
Anspruch auf Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) hat, wer in 
Deutschland mit seinem Kind in einem Haushalt lebt, dieses Kind betreut und erzieht und keine oder 
keine volle Erwerbstätigkeit ausübt. Eltern können auf Berechnungsbasis des vorherigen 
Einkommens Elterngeld beziehen. Zum 01.01.2015 ist das BEEG ergänzt worden. Eltern, deren Kinder 
ab dem 01.07.2015 geboren werden, können zwischen einem Basiselterngeld und einem 
ElterngeldPlus wählen oder die Leistungen miteinander kombinieren.  
Das Basiselterngeld kann innerhalb der ersten 14 Lebensmonate des Kindes für maximal 12 
Lebensmonate in Höhe von 300 € bis 1.800 € bezogen werden, der andere Elternteil hat Anspruch für 
zwei weitere Lebensmonate.  
Das ElterngeldPlus beträgt höchstens die Hälfte des Basiselterngeldes, welches ohne Ausübung einer 
Teilzeittätigkeit zustehen würde. Aus einem Monat Basiselterngeld werden zwei ElterngeldPlus-
Monate. Die Anspruchszeiträume können hier erheblich ausgedehnt werden.  
ElterngeldPlus lohnt sich besonders für Eltern, die in Teilzeit arbeiten (bis zu 30 Wochenstunden).  
Eltern, die gleichzeitig für vier aufeinanderfolgende Monate zwischen 25 und 30 Wochenstunden 
arbeiten, erhalten jeweils vier zusätzliche Partnerschaftsbonusmonate.  
Seit dem 01.08.2013 konnten Eltern Betreuungsgeld für ihr Kind beantragen, wenn dieses ab dem 
01.08.2012 geboren ist. Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 21.07.2015 die 
gesetzlichen Vorschriften zum Betreuungsgeld für nichtig erklärt. Dem Bund hat es an der 
Gesetzgebungskompetenz gefehlt. Anträge auf Betreuungsgeld werden in NRW seit Bekanntgabe des 
Urteils nicht mehr bewilligt. 
 
Mit der Einführung des ElterngeldPlus wurden den Eltern neue Möglichkeiten eröffnet, für einen 
längeren Zeitraum Elternzeit zu nehmen und Elterngeld zu beziehen. Es ist festzustellen, dass sich 
Eltern zum ElterngeldPlus umfassend beraten lassen. Letztendlich entscheiden sich Eltern jedoch 
vorwiegend für das Basiselterngeld. Die Partnerschaftsbonusmonate werden nur wenig in Anspruch 
genommen.  
 
Der Bearbeitungsaufwand für ElterngeldPlus-Anträge ist höher, da es aufgrund der Anrechnung des 
jeweiligen tatsächlichen Teilzeiteinkommens zu umfangreichen und mehrfachen Neuberechnungen 
des Elterngeldanspruches kommt.  
ElterngeldPlus kann grundsätzlich doppelt so lange wie das Basiselterngeld bezogen werden. 
Änderungen der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse im Bezugszeitraum sind häufig 
festzustellen. Die Änderungen beeinflussen den Anspruch auf Elterngeld und lösen somit ebenfalls 
Neuberechnungen aus.  
 
Das Betreuungsgeld wurde mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 21.07.2015 
abgeschafft. Die bis zu diesem Zeitpunkt bewilligten Anträge laufen bis zum Ende des jeweiligen 
Bezugszeitraumes weiter. Betreuungsgeld konnte längstens für 22 Lebensmonate in Anspruch 
genommen werden. Ende 2016 wurde noch für ca. 350 Kinder Betreuungsgeld ausgezahlt. 
 
Ziel:  Finanzielle Unterstützung von Eltern. 

 
 
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Fälle Elterngeld 2833 3243 3125 3154 3420 

Bearbeitete Widersprüche zum Elterngeld 63 89 83 75 80 
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2.8 BAföG für Schüler*innen 
 
Anspruchsberechtigt nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) sind Schülerinnen und 
Schülern ab Klasse 10. Eine umfassende Beratung über die individuelle Förderung zu 
Anspruchsvoraussetzungen wie unter anderem Förderungswürdigkeit der geplanten Maßnahme, 
Ansprüche von Ausländerinnen und Ausländern, Altersgrenzen, Einkommensberechnung und Klärung 
zur Berücksichtigung von Freibeträgen erfolgt durch die Mitarbeiter*innen.  
 
Anspruchsberechtigt nach dem BAföG sind Schülerinnen und Schüler, die Berufsfachschulen oder 
Fachschulen besuchen. Eine abgeschlossene Berufsausbildung wird für die Förderung nicht voraus 
gesetzt. Wichtig ist, dass der geförderte Ausbildungsgang mindestens zwei Jahre dauert und mit 
einem berufsqualifizierenden Abschluss endet. Förderungsberechtigt sind auch Schülerinnen und 
Schüler von Fach- und Fachoberschulen, bei denen eine abgeschlossene Berufsausbildung 
vorausgesetzt wird. Wenn Auszubildende nicht mehr bei den Eltern wohnen, können auch Besuche 
von allgemein bildenden Schulen, Fach- und Fachoberschulen sowie allen Schulformen der 
beruflichen Grundbildung gefördert werden. Die Höhe des zu gewährenden BAföGs berechnet sich 
aufgrund des Einkommens und des Vermögens des Auszubildenden, der Eltern und gegebenenfalls 
des Ehegatten. BAföG wird als Zuschuss, nicht als Darlehen gewährt. 

 
Aufgrund veränderter Gesetzesgrundlagen haben auch Flüchtlinge ab 15 Monaten Aufenthalt in 
Deutschland einen Anspruch auf BAföG, so dass mit einer Veränderung der Fallzahlen gerechnet 
wird. Voraussetzung für die Bewilligung von BAföG ist es jedoch, dass das Asylverfahren rechtskräftig 
abgeschlossen ist und Bleiberecht in Form einer Duldung oder eine Aufenthaltserlaubnis vorliegt. Die 
Asylverfahren sind in den meisten Fällen noch nicht abgeschlossen, sodass zurzeit noch kein BAföG-
Anspruch für die Geflüchteten besteht. 
 
Ziel:  Verbesserung der Bildungschancen für junge Schülerinnen und Schüler. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kennzahlen: 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der Fälle  Bundesausbildungsförderungs-
gesetz 

1895 1845 1739 1515 1609 
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3 Jugendhilfeplanung 
 

3.1 Finanzielle und pädagogische Jugendhilfeplanung 
 
Jugendhilfeplanung ist das zentrale Steuerungsinstrument der Jugendhilfe und Bestandteil der 
Grundlage für die Wahrnehmung der Gesamtverantwortung durch das Jugendamt (§79 SGB VIII). 
Jugendhilfeplanung konkretisiert in systematischer Verknüpfung Ziele, Mittel und Vorgehensweisen 
und damit Aufgabenerfüllung und Leistungen der Jugendhilfe. Dazu hat Planung auf der Grundlage 
von Situations- und Bedarfsanalysen Ziele und Handlungsstrategien, gegebenenfalls auch –
Alternativen aufzuzeigen. Die Steuerungsunterstützung durch Jugendhilfeplanung bezieht sich im 
Wesentlichen auf die notwendigen Informationsgrundlagen zur strategischen Steuerung von 
Ressourcen und für Entscheidungsfindungen. Planung dient der steuerungsorientierten 
Führungsunterstützung sowie den politischen Beratungen. Die Hauptzielsetzung besteht darin, 
notwendige und gewollte Entwicklungen in der örtlichen Jugendhilfepolitik zu erkennen und deren 
Maßnahmen zu fördern. Dazu ist es erforderlich, bestehende Angebotsformen einer 
zukunftsgerichteten Aufgabenkritik zu unterziehen: Organisatorisch notwendige Veränderungen 
müssen benannt und Angebotslücken geschlossen werden. 
 
Über die Jugendhilfeplanung wird die fachliche und finanzielle Weiterentwicklung der Jugendhilfe 
angeregt. Damit ist Jugendhilfeplanung nicht nur eine Aufgabe des Kreisjugendamtes Soest  und der 
Träger der freien Jugendhilfe, sondern auch ein Forum kommunalpolitischer Willensbildung 
(Jugendhilfeausschuss, Kreistag, Fachausschüsse der Städte und Gemeinden). Sie ist ein Instrument 
zur Beteiligung Betroffener an dem Aufbau und der Ausgestaltung von Angebotsstrukturen. Auf der 
Basis dieser Willensbildungs- und Aushandlungsprozesse werden Prioritätensetzungen in zeitlicher, 
fachlicher und finanzieller Hinsicht vorgenommen. 
 
Die zentralen Aufgaben und Zielsetzungen sind im § 80 SGB VIII vorgegeben: 
 

o Der öffentliche Jugendhilfeträger soll unter Beteiligung der freien Träger ein möglichst 
wirksames, vielfältiges und abgestimmtes Angebot gewährleisten. 

o Es soll eine bedarfsgerechte Planung unter Berücksichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und 
Interessen junger Menschen und deren Personensorgeberechtigten erfolgen. 

o Der Erhalt und die Pflege der Kontakte in der Familie und im sozialen Umfeld sollen gefördert 
werden. 

o Junge Menschen und Familien in gefährdeten Lebens- und Wohnbereichen sollen in 
besonderer Weise Unterstützung erfahren. 

o Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf soll bei der Planung von Angeboten der Jugendhilfe 
berücksichtigt werden. 

 
Um dem umfassenden gesetzlichen Auftrag des öffentlichen Jugendhilfeträgers gerecht zu werden 
sind die Stellen Controlling in „Finanzielle Jugendhilfeplanung“ und die Stabstelle Jugendhilfeplanung 
in „Pädagogische Jugendhilfeplanung“ zusammengeführt worden. Sie sind der Abteilungsleitung 
weiterhin direkt unterstellt.  
 
Zielsetzung war und ist die engere Verzahnung der  Stelleninhalte, um den unterschiedlichen 
Anforderungen als  öffentlicher Jugendhilfeträger gerecht zu werden.  
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3.2 Einführung von Kernprozessen 
 
Im Jahr 2017 hat die Jugendhilfeplanung unter anderem folgenden Auftrag bearbeitet: 
Alle internen Leistungen des Kreisjugendamtes Soest sind im Sinne des geltenden SGB VIII sowie nach 
der „Handlungsempfehlung zur Umsetzung des BKiSchG zur Qualitätsentwicklung gemäß §§ 79/79a 
SGBVIII im Kreisgebiet Soest“ beschrieben. Die Prozessqualitäten sind als Kernprozesse erarbeitet.  
 
Der Gesetzgeber hat mit der Einführung des BKiSchG neue Regelungen zur Qualitätsentwicklung in 
der Kinder- und Jugendhilfe in das SGB VIII eingefügt. Diese Regelungen gilt es im Sinne des 
Qualitätsmanagementsystem der Kreisverwaltung Soest und der verabschiedeten Handlungs-
empfehlung durch den Jugendhilfeausschuss zur Umsetzung der Bestimmungen des BKiSchG zur 
Qualitätsentwicklung gemäß §§ 79/79a SGB VIII im Kreisgebiet Soest umzusetzen. 
Die Leistungen des Kreisjugendamtes sind nach Struktur-, Prozess- (Kernprozesse) und 
Ergebnisqualität beschrieben: 
 

Strukturqualität Rahmenbedingungen für die Leistungserbringung 

Prozessqualität  Ablauf der Leistungserbringung mit Flowcharts, 
Kernprozesse beschreiben durch Teilprozesse die Leistung 
detaillierter und enthalten Zeitaufwände (direkt/ indirekt)   

Ergebnisqualität Das am Ende einer Leistung erreichte und vor 
Leistungsbeginn definierte Ziel Output/ Outcome 

 
Effekte von Kernprozessen: 
 

o Kernprozesse beschreiben in Teilprozessen die Leistungserbringung detaillierter, dabei wird 
die Qualität der Leistungserbringung unter Berücksichtigung der notwendigen erforderlichen 
Ressourcen definiert 

o Beschreibungen der Kern- und Teilprozesse berücksichtigen die Vorgaben des aktuellen 
Kinder- und Jugendhilferechts sowie die anerkannten fachlichen Empfehlungen (§§79/79a 
SGB VIII) 

o Berücksichtigung von Zeitbudgets  
o Evaluationen bestätigen die Einführung von Kernprozessen. 

 
Im Jahr 2017 wurden erforderliche  Vorbereitungen für die Einführung der Kernprozesse getroffen. 
Im Jahr 2018 werden die Kernprozesse unter Beteiligung der Fachkräfte bearbeitet und in den 
Arbeitsbereichen implementiert.  
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3.3 Zusammenarbeit mit freien Trägern der Jugendhilfe 
 
Nach § 78 SGB VIII sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Bildung von 
Arbeitsgemeinschaften anstreben, in denen neben ihnen die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe sowie die Träger geförderter Maßnahmen vertreten sind.  In den Arbeitsgemeinschaften 
soll darauf hingewirkt werden, dass die geplanten Maßnahmen aufeinander abgestimmt werden und 
sich gegenseitig ergänzen. Arbeitsgemeinschaften können errichtet werden zur Abstimmung 
aktueller Fragestellungen oder als ständige Einrichtung. 
 
Im Zuständigkeitsbereich des Kreisjugendamtes Soest gibt es folgende Arbeitsgemeinschaften: 
 

o AG §78 Kindertagesbetreuung 
o AG §78 Hilfe zur Erziehung 
o AG §78 Jugend 

 
Die Arbeitsgemeinschaften tagen mindestens zwei Mal im Jahr. Zusätzlich gibt es einmal im Jahr die 
AG §78 Gesamt. In den Arbeitsgemeinschaften wurden im Jahr 2017 verschiedene Themen zur 
gemeinsamen Leistungserbringung bearbeitet.  
 
Darüber hinaus wurden Qualitätsdialoge im Rahmen der Qualitätsentwicklung gem. §§ 79, 79 a SGB 
mit einzelnen Trägern zu deren Leistungen durchgeführt. 
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4 Ressourcen 

4.1 Finanzen  
 
Der Haushalt des Kreises Soest und somit auch der des Kreisjugendamtes Soest ist produktbezogen 
aufgebaut. Nachfolgend die Übersicht der einzelnen Produkte und das daraus resultierende Ergebnis 
für das Jahr 2017 vor Abzug der internen Leistungsverrechnung (ILV): 

4.1.1 Jugendamtsumlage 
 
Nach § 56 Abs. 5 der Kreisordnung NRW setzt der Kreis Soest für die 11 kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden, für die das Kreisjugendamt Soest tätig ist, eine “Jugendamtsumlage” in Höhe der ihm 
durch die Aufgabe des Jugendamtes verursachten Aufwendungen  fest. Diese Umlage wird über 
einen für alle Kommunen einheitlichen Hundertsatz der jährlichen Umlagegrundlagen erhoben. Im 
Folgejahr erfolgt eine endgültige Spitzabrechnung der erhobenen Beträge. 
 
Nachfolgend die Entwicklung der Jugendamtsumlage innerhalb der letzten 5 Jahre: 

 

4.2 Personal 
 
Für die einzelnen Produktbereiche ergibt sich zum Stichtag 31.12.2017 der nachfolgend aufgeführte 
Personalbestand in Vollzeitstellen (VZÄ). Dabei sind die Gemeinkosten des Kreisjugendamtes Soest 
bereits auf die einzelnen Produktbereiche verteilt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Produkte Erträge Aufwendungen Ergebnis 
05.51.60 – Bewilligung UVG-Leistungen  1,64 Mio. €  2,59 Mio. €  -0,95 Mio. € 

05.51.70 – Elterngeld  0,13 Mio. €  0,15 Mio. €  -0,02 Mio. € 

05.51.80 – Ausbildungsförderung  0,00 Mio. €  0,27 Mio. €  -0,27 Mio. € 

06.51.10 – Kindertagesbetreuung 33,51 Mio. € 48,14 Mio. € -14,63 Mio. € 

06.51.20 – Erzieherische Hilfen 10,16 Mio. € 27,12 Mio. € -16,96 Mio. € 

06.51.30 – Sonstige Hilfen  -0,82 Mio. €  2,39 Mio. €  -3,21 Mio. € 

06.51.40 – Frühe Hilfen  0,28 Mio. €  1,30 Mio. €  -1,02 Mio. € 

06.51.50 – Jugendbildung und 
Jugendförderung 

 0,15 Mio. €  1,60 Mio. €  -1,45 Mio. € 

06.51.60 – Beistandschaften, Vormundschaften  0,00 Mio. €  0,88 Mio. €  -0,88 Mio. € 

06.51.90 – Kindertageseinrichtungen  0,82 Mio. €  0,97 Mio. €  -0,15 Mio. € 

 2013 2014 2015 2016 2017 
Hebesatz in Prozent 20,48 19,95 20,95 20,05 20,75 

Zahlbetrag in Mio. Euro 35,10 36,00 37,48 38,57 39,9 

Produkte Anzahl VZÄ 
05.51.60 – Bewilligung UVG-Leistungen 4,57 

05.51.70 – Elterngeld 3,83 

05.51.80 – Ausbildungsförderung 4,93 

06.51.10 – Kindertagesbetreuung 11,53 

06.51.20 – Erzieherische Hilfen 38,74 

06.51.30 – Sonstige Hilfen 2,77 

06.51.40 – Frühe Hilfen 13,63 

06.51.50 – Jugendbildung und Jugendförderung 7,17 

06.51.60 – Beistandschaften, Vormundschaften 12,33 

06.51.90 – Kindertageseinrichtungen 12,5 


